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Sebastian Barth Gefangenenarbeit in Bezug auf das Resozialisierungsziel

A. Einleitung

In den letzten Jahren hat sich in den Gefängnissen eine neue Gruppe formiert. Diese ist die 
Gefangenengewerkschaft / Bundesweite Organisation (GG/BO). Ihre Forderungen sind Min-
destlohn, voller Einbezug in die Sozialversicherung sowie Anerkennung der Gewerkschafts-
freiheit.1 Themen, die außerhalb der Gefängnismauern eigentlich seit Jahren nicht verhandelt 
werden müssen. Der Einbezug in die sozialen Sicherungssysteme sowie die Möglichkeit eige-
ne Interessen kollektiv vertreten zu können, sind Selbstverständlichkeiten der modernen Ar-
beitsgesellschaft. In Gefängnissen scheint dies jedoch nicht der Fall zu sein. Die Forderungen 
nach einer Reform des Arbeitswesens in den Strafvollzugsanstalten werden dabei nicht nur 
von einer vermeintlich zum Alarmismus neigenden Gruppe von Gefangenen erhoben. Auch 
ehemalige Gefängnisdirektoren wie Thomas Galli2, zivilgesellschaftliche Verbände wie das 
Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V. stellen das Gefängniswesen in der aktuellen 
Ausgestaltung oder sogar allgemein in Frage. Das Komitee für Grundrechte und Demokratie 
hat in ihrem jährlich erscheinenden Grundrechtereport, die Bedingungen, zu welchen die Ge-
fangenen beschäftigt werden, beklagt.3 Hier wird eine Schnittmenge mit der von der GG/BO 
erhobenen Forderungen deutlich. Allen voran der Einbezug in die Rentenversicherung und die 
Möglichkeit zur gewerkschaftlichen Vertretung im Strafvollzug. Schon jetzt wird ersichtlich, 
dass die Arbeitsbedingungen in den Strafvollzugsanstalten einer interessierten Öffentlichkeit, 
aber auch politischen Akteuren (z. B. die Justizministerkonferenz – JMK) als Ausgangspunkt 
von Debatten gilt. So sind es eben diese Arbeitsbedingungen, um die es in der heutigen und 
der zukünftigen gesellschaftlichen, politischen aber auch wissenschaftlichen Debatte gehen 
wird. Eine Debatte, welche auch das ohnehin nur schemenhaft umrissene Konzept der Resozi-
alisierung in Frage stellen wird. Resozialisierung ist dabei eine Idee, welche sich sowohl aus 
Aspekten der Menschenwürde als auch dem Sozialstaatsprinzip ergibt. Alle Menschen, auch 
diejenigen die eine Straftat begangen haben, haben ein unveräußerliches Recht auf die Unan-
tastbarkeit der eigenen Würde. Ein Recht, welches in Gefahr steht doch veräußert zu werden, 
wenn von einem Resozialisierungsprinzip abgerückt wird. Hier sollte es u. a. die Aufgabe 
der normativen Wissenschaften sein, diesen Gedanken zu verteidigen. Eine konsequente Ver-
wirklichung der Menschenwürde erfordert es, ein Konzept der Resozialisierung zu entwerfen, 
welches es Straffälligen ermöglicht, nach Verbüßung der Haftstrafe ein Leben zu führen, dass 
in allen gesellschaftlichen Bereichen involviert sein könnte. Diese Erkenntnis liegt auch dieser 
Arbeit zugrunde und führt zu dem Ziel, jedem Gefangenen eine Resozialisierung zukommen 
zu lassen, die ein Leben in der Mitte des gesellschaftlichen Lebens ermöglicht.

Aus diesen Gründen soll in dieser Arbeit das Arbeitssystem im Strafvollzugswesen ana-
lysiert werden. Im Zentrum steht dabei die Frage, ob die momentane rechtliche Ausgestaltung 
der Gefangenenarbeit einen positiven Beitrag zur Resozialisierung leisten kann. Damit einher-
gehend sollen dann ggf. Aspekte aufgezeigt werden, welche einer erfolgreichen oder bestmög-
lichen Resozialisierung im Weg stehen könnten. Am Ende werden dann u. U. Ansatzpunkte 
und Handlungsalternativen aufgezeigt, die das Prinzip der Resozialisierung wahrscheinlich 
besser umsetzen könnten.

Um eine Systematik in dieser Arbeit zu gewährleisten, wird im ersten Teil eine Einord-
nung des Strafvollzugsrechts in die deutsche Rechtsordnung vorgenommen. Dabei sollen die 

1 GG/BO, Ziele, https://ggbo.de/ziele/ (zugegriffen am 30. März 2020).
2 Galli, Endstation Knast, https://www.freitag.de/autoren/tgalli/endstation-knast (zugegriffen am 30. März 2020).
3 Müller-Heidelberg/Steven/Pelzer (Hrsg.), Grundrechte-Report 2017.
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verschiedenen Rechtsquellen, welche das Strafvollzugsgesetz beeinflussen, aufgezeigt sowie 
auch einheitliche Grundsätze des Strafvollzugs vorgestellt werden. Darauf aufbauend wird  
das Vollzugsziel, welches ganz überwiegend die Resozialisierung ist, erklärt. Dies ist von 
entscheidender Bedeutung, da Resozialisierung ein Konzept ist, welches sehr unterschiedlich 
interpretiert werden kann. Um ein einheitliches Verständnis in der weiteren Arbeit zugrunde 
legen zu können, ist eine Betrachtung des Programms der Resozialisierung zwingend notwen-
dig. Außerdem wird auch auf die Bedeutung einer Arbeitstätigkeit für die Erreichung dieses 
Ziels eingegangen. Hier liegt der Fokus eher auf der Frage, wie und unter welchen Vorrauset-
zungen Arbeit allgemein einen positiven Einfluss auf die zuvor dargestellte Resozialisierung 
haben kann. Diese Erkenntnisse dienen dann im weiteren Verlauf der Arbeit als Werkzeug zur 
Beurteilung der aktuellen Ausgestaltung von Gefangenenarbeit. Im anschließenden Teil wer-
den typische arbeitsrechtliche Parameter angewandt, um die Situation der Gefangenenarbeit 
in deutschen Strafvollzugsanstalten zu beschreiben. Dabei werden sowohl individual- und 
kollektivarbeitsrechtliche als auch sozialrechtliche Thematiken betrachtet. Da eine ausführ-
liche Darstellung aller dieser Aspekte den Rahmen der Arbeit überschreiten würde, wird hier 
auf die Punkte eingegangen, welche momentan den Kern der wissenschaftlichen Debatte zum 
Thema „Arbeit im Strafvollzug“ darstellen. Nach jedem Sinnabschnitt soll ein Zwischenfazit 
gezogen werden, in welchem auf den jeweiligen Beitrag zur Resozialisierung der Inhaftierten 
eingegangen wird. Auf diesen Zwischenfazits aufbauend, soll dann abschließend ein Gesamt-
fazit gezogen werden.
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B. Einführung in den Strafvollzug

Der folgende erste Teil beinhaltet eine allgemeine und grundlegende Einführung in den deut-
schen Strafvollzug. Dazu wird zuerst auf die rechtliche Einordnung des Strafvollzugsrechts 
eingegangen.

I. Einordnung des Strafvollzugsrechts

Das Strafvollzugsrecht umfasst alle Kriminalsanktionen, welche die stationäre Vollziehung 
von freiheitsentziehenden Maßnahmen zur Folge hat.4 Damit ist es als Teil der Strafrechts-
pflege dem öffentlichen Recht in einem weiteren Sinn zuzuordnen.5 Der Strafvollzug als eine 
staatlich durchgesetzte Reaktion auf eine Gesetzesübertretung ist jedoch nicht auf die Frei-
heitsstrafe gem. §§ 38 f. StGB beschränkt, sondern beinhaltet auch die Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankhaus (§ 63 StGB), in Sicherungsverwahrung (§ 66 StGB) oder einer 
Erziehungsanstalt (§ 64 StGB) sowie die Jugendstrafe (§§ 17 f. JGG). Soweit ein militärischer 
Arrest gem. § 9 WStG in einer Justizvollzuganstalt verbracht werden muss, ist dieser auch 
umfasst.6

Wie bereits beschrieben, gehört das Strafvollzugsrecht zur Strafrechtspflege. Diese ist 
in drei Bereiche aufgeteilt (sog. Drei-Säulen-Theorie). Die erste Säule stellt das materielle 
Strafrecht dar. Den zweiten Teil bilden die Strafgerichte. Es ist wichtig zu erwähnen, dass 
dieses Modell eine Vereinfachung der Realität darstellt und gewisse Punkte unberücksichtigt 
bleiben. So wird z. B. die Arbeit der Ermittlungsbehörden ebenso ausgeblendet, wie die der 
Bewährungshilfen. Jedoch dient es sehr gut der Verdeutlichung, dass das Strafvollzugsrecht 
(3. Säule) einen eigenen Bereich gegenüber dem materiellen Strafrecht (1. Säule) sowie dem 
Strafverfahrensrecht (2. Säule) darstellt.7

Eine Darstellung der Systematik des Strafvollzugsrechts benötigt auch eine Abgrenzung 
zur Strafvollstreckung. Die Strafvollstreckung beinhaltet die „Gesamtheit der verwaltungsmä-
ßigen und richterlichen Tätigkeiten, die den Rahmen für eine Realisierung der Freiheitsstrafe 
im Vollzug abgeben“.8 Somit umfasst die Strafvollstreckung das „Ob“ einer Sanktionierungs-
wirkung, während der Strafvollzug das „Wie“ einer freiheitsentziehenden Maßnahme regelt.9 
Beide Bereiche wirken somit gleichzeitig auf unterschiedlichen Ebenen regulierend auf den 
Freiheitsentzug ein.10 Die Strafvollstreckung hat dabei die konkrete Ausführung der Freiheits-
strafe, wie z. B. die zuständige JVA, die Gewährung von Strafaufschub, den Strafantritt, die 
Strafzeitberechnung oder die Gewährung einer vorzeitigen Entlassung zum Inhalt. Sie ist in 
den §§ 449 ff. StPO normiert und dabei gem. § 451 StPO Aufgabe der Staatsanwaltschaften.11 
Durch das Strafvollzugsrecht wird hingegen maßgeblich die Rechtsstellung der Strafgefan-
genen sowie personelle oder auch organisatorische Voraussetzungen für den, durch die Straf-
vollstreckung bestimmten Vollzug konkretisiert. In der folgenden Arbeit soll besonders auf die 

4 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 9.
5 Ibid., Strafvollzug, Rn. 9.
6 Ibid., Strafvollzug, Rn. 9.
7 Ibid., Strafvollzug, Rn. 11.
8 Kett-Straub/Streng, Strafvollzugsrecht, 3.
9 Ibid., Strafvollzugsrecht, 4; Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 12.
10 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 12.
11 Kett-Straub/Streng, Strafvollzugsrecht, 4.
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Ausgestaltung, also das „Wie“ einer Haftstrafe eingegangen werden. Dies wird jedoch durch 
unterschiedliche Rechtsquellen beeinflusst, auf die im Folgenden eingegangen werden soll.

II. Rechtsquellen

Das erste für die damalige Bundesrepublik einheitliche Strafvollzugsgesetz ist 1977 verab-
schiedet worden. Nach der insgesamt siebten Änderung des Gesetzes, wurde das Strafvoll-
zugsrecht durch die sog. Föderalismusreform I vom 28. August 2006 grundlegend umstruktu-
riert. Das hatte zur Folge, dass der Strafvollzug aus Art. 74 I Nr. 1 GG entfernt und somit aus 
der konkurrierenden Gesetzgebung entlassen und der Gesetzgebungsbefugnis der Landespar-
lamente übertragen wurde.12 Diese Entscheidung wurde von verschiedenen Seiten kritisiert. So 
haben sich Abgeordnete nahezu aller, im damaligen Bundestag vertretenen Fraktionen gegen 
eine Übertragung der Strafvollzugssachen auf die Landesparlamente ausgesprochen. Beanstan-
dungen aus der Zivilgesellschaft kamen u. a. vom Richterbund, der Bundesgemeinschaft der 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter im Vollzug, dem Fachverband für Soziale Arbeit, Straf-
recht und Kriminalpolitik oder der Frühjahrsversammlung der katholischen Bischöfe im Jahr 
2006.13 Es wurde „Kleinstaaterei im Strafvollzug“14 oder ein „Wettbewerb der Schäbigkeit“15 
erwartet. Die letztendliche Folge ist zwar nicht der „Wettbewerb der Schäbigkeit“, aber den-
noch ist die Materie durch „eine überflüssige Rechtszersplitterung“ schwer überschaubar ge-
worden.16 Seither wirken sowohl internationale sowie Bundes- und Landesgesetze auf den 
Strafvollzug ein. Außerdem entfaltet auch das Grundgesetz seine Wirkung, da es sich bei den 
handelnden Akteuren um staatliche Organe handelt.

1. Verfassungs- und verwaltungsrechtliche Grundlagen

Die Strafvollzugsanstalten sind Anstalten des öffentlichen Rechts („mit Personal- und Sachmit-
tel ausgestatte Organisationen“) und damit auch juristische Personen des öffentlichen Rechts.17 
Durch diesen Status können sie sowohl den Behörden im materiellen Sinn („nehmen Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung wahr“) als auch im formell-organisatorischen Sinn („organisato-
rische Einheiten, durch die juristische Personen des öffentlichen Rechts Verwaltungsaufgaben 
mit Außenwirkung erfüllen“) zugerechnet werden.18 Als solche sind sie den allgemeinen ver-
waltungsrechtlichen Grundsätzen unterworfen. Eine besondere Bedeutung für diese Arbeit 
hat der Grundsatz vom „Vorrang des Gesetzes“. Dieser besagt, dass die Strafvollzugsanstalten 
einerseits so handeln müssen, wie die anwendbaren Gesetze es vorgeben (Handlungspflicht). 
Andererseits darf ihr Handeln auch nicht gegen ein Gesetz verstoßen (Unterlassungspflicht).19 
Neben dem Grundsatz vom „Vorrang des Gesetzes“ muss auch der Grundsatz vom „Vorbehalt 

12 Art. 1 Nr. 7 a) aa) des Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes vom 28. August 2006 BGBl. 2006 I, 2034 (2035); 
Gerhold, in: Graf (Hrsg.), BeckOK Strafvollzugsrecht Bund, Einleitung zum Vollzugsrecht, Rn. 12-16.

13 Cornel, Neue Kriminalpolitik (NK) 2018, 16 (16).
14 Ibid., Neue Kriminalpolitik (NK) 2018, 16 (16).
15 Alex, Strafverteidiger (StV) 2006, 726 (726 ff.). 
16 Kett-Straub/Streng, Strafvollzugsrecht, 3.
17 Vgl. Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 180-191.
18 Vgl. Ibid., Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 199-203.
19 Ibid., Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 257 f.
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des Gesetzes“ beachtet werden. Dieser besagt, dass Verwaltungseinrichtungen (im vorliegen-
den Fall also Justizvollzugsanstalten) nur durch oder aufgrund eines formellen Gesetzes in die 
Rechte von Bürgern eingreifen können. Dieser Leitsatz ist nach herrschender Meinung für die 
gesamte Eingriffsverwaltung anerkannt und somit auch auf den Strafvollzug zu übertragen.20 
Eine Herleitung dieser beiden Maximen kann über Art. 20 III GG geschehen.21 Vom Schutz-
bereich dieser Prinzipien sind nicht nur formelle Gesetze, sondern gem. Art. 1 III i. V. m. Art. 
19 I GG auch die Grundrechte umfasst.

Wann im Einzelfall ein Eingriff ausschließlich durch ein formelles Gesetz zulässig ist, wird 
v. a. durch die „Wesentlichkeitstheorie“ bestimmt. Demnach ist jeder Eingriff in Grundrechte 
„wesentlich“ und muss durch ein formelles Gesetz legitimiert sein. Diese Auflage ist jedoch 
nicht ausschließlich auf die „Wesentlichkeitstheorie“ und dem damit verbundenen Grundsatz 
vom „Vorbehalt des Gesetzes“ zurückzuführen. Die Voraussetzung eines formellen Gesetzes, 
das einen Eingriff in die Grundrechte legitimiert, ist auch schon in den grundrechtlichen Ge-
setzesvorbehalten (Schranken) verankert.22 Diese grundrechtlichen Gesetzesvorbehalte bilden 
somit eine speziellere Form des allgemeinen Gesetzesvorbehaltes und sind diesen auch vor-
zuziehen.23 Ferner kann auch staatliches Verhalten (Handeln oder Unterlassen), welches die 
Verwirklichung der Grundrechte tangiert u. U. von der Wesentlichkeitstheorie umfasst werden 
und somit nur aufgrund eines formellen Gesetzes (nicht durch bspw. Rechtsverordnungen) 
legitimiert sein.24

In Bezug auf die Fragestellung dieser Arbeit bedeutet das, dass auch Eingriffe in Grund-
rechtspositionen der Betroffenen innerhalb des Vollzugs nur auf Grundlage einer gesetzlichen 
Ermächtigung erfolgen können. Diese Herausstellung ist insoweit von Bedeutung, als dass 
früher im Strafvollzug ein sog. besonderes Gewaltverhältnis zugrunde gelegt wurde.25 Der In-
halt dieser Rechtskonstruktion war, dass in Rechtsverhältnissen, in denen eine enge Beziehung 
vom Bürger zum Staat vorliegt, die agierenden Personen nicht vom Schutz der Grundrechte 
erfasst worden sind.26 Dies wurde dadurch begründet, dass die Grundrechte ausschließlich auf 
das „allgemeine Staat-Bürger-Verhältnis“ anwendbar seien. In der Konsequenz hatte dies zur 
Folge, dass ein Eingriff in die Grundrechte der Betroffenen nicht ausschließlich durch oder 
auf Grundlage eines formellen Gesetzes beschnitten werden konnte. In der Praxis wurden so 
eine Reihe von Anstaltsordnungen oder (interne) Verwaltungsvorschriften erlassen, welche 
die Einschränkung von Grundrechten zur Folge hatten.27 In der „Strafgefangen-Entscheidung“ 
des BVerfG vom 14. März 1972 wurde festgehalten, dass eine Einschränkung der Grundrechte 
von Strafgefangenen „nur durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes“ möglich ist. Ferner soll 
eine solche Begrenzung verfassungsrechtlich verbürgter Rechte auch nur in Betracht kommen, 
wenn dies „zur Erreichung eines von der Wertordnung des GG gedeckten gemeinschaftsbezo-
genen Zweckes unerlässlich ist und in den dafür verfassungsrechtlich vorgesehenen Formen 
geschieht.“28 Mit diesem Urteil hat das BVerfG klargestellt, dass auch in einem besonderen 
Gewaltverhältnis „keine Ausnahme von der Geltung der Grundrechte, des grundrechtlichen 
Gesetzesvorbehalts und des rechtsstaatlichen Grundsatzes vom Vorbehalt des Gesetzes“ 

20 Ibid., Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 259.
21 Vgl. Ibid., Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 256.
22 Ibid., Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 265.
23 Ibid., Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 262.
24 Ibid., Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 266.
25 Höflich/Schriever/Bartmeier, Grundriss Vollzugsrecht, 15 f; ausführlich dazu Kielmansegg, Grundrechte im Nähever-

hältnis.
26 Exemplarisch dafür seien das Schul- und Strafgefangenenverhältnis aber auch das Beamtenverhältnis genannt.
27 Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 293 ff.
28 BVerfG, Urt. vom 14. März 1972, NJW 1972, 811 (812).
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geschehen darf, so Detterbeck.29

Da in den Bundes- sowie Landesgesetzen zum Strafvollzug ausschließlich drei Normen 
gem. des Zitiergebots (Art. 19 I S. 2 GG) genannt werden könnte man zu dem Trugschluss 
verleitet werden, dass lediglich drei Grundrechte durch die freiheitsentziehenden Maßnahmen 
beeinträchtigt werden. Bei diesen Normen handelt es sich um das Recht auf körperliche Unver-
sehrtheit (Art. 2 II S. 1 GG), die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 I GG) sowie das Postge-
heimnis (Art. 10 I GG).30 Hier geht die herrschende Meinung jedoch von einer sog. Annexwir-
kung aus. Das bedeutet, dass durch den strafvollzuglichen Eingriff in das Freiheitsgrundrecht 
nach Art. 2 GG auch andere Grundrechte betroffen bzw. die Inanspruchnahme und Ausübung 
derer nicht mehr möglich sein kann (bspw. die Versammlungsfreiheit gem. Art. 8 I GG).31 Hier 
sollte jedoch beachtet werden, dass gemäß des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes, die Grund-
rechtseingriffe in der Strafvollzugsgestaltung möglichst gering zu halten sind.32

Für den Gegenstand dieser Arbeit sind mehrere Grundrechte, sowie auch ein Teil der 
Staatsprinzipien von besonderer Relevanz. So ist z. B. das Resozialisierungsziel direkt aus 
Art. 1 I GG sowie dem Sozialstaatsprinzip gem. Art. 20 I GG abgeleitet.33 In Bezug auf die 
Gefangenenarbeit sei exemplarisch die Koalitionsfreiheit gem. Art. 9 III GG genannt, bei wel-
cher es in der aktuellen Debatte noch immer fraglich ist, ob diese für Strafgefangene anwend-
bar ist.34 Auch Art. 12 III GG (Zwangsarbeit bei gerichtlich angeordnetem Freiheitsentzug), 
der eine verfassungsimmanente Beschränkung des Verbotes der Zwangsarbeit (Art. 12 II GG) 
darstellt, ist zweifellos ein durch den Strafvollzug tangiertes Grundrecht.35 Das Konstrukt des 
Strafvollzugs selbst ist ein durch die Verfassung determinierter Rechtsakt, da dieser aus einem 
zeitlich begrenzten Entzug der in Art. 2 II S. 2 GG verbürgten, persönlichen Freiheit besteht. 
Dies ist durch Fehlen andersartiger Formulierungen nur durch eine verfassungsimmanente 
Schranke möglich. Diese findet sich in Art. 104 GG.

2. Strafvollzugsrecht des Bundes und der Länder

Nach der Föderalismusreform I wurde das Recht der Regelung in Strafvollzugssachen aus 
Art. 74 I Nr. 1 GG gestrichen und dem Regelungsbereich der Legislativorgane der Bundes-
länder übertragen. Mittlerweile haben alle Länder von ihrer Gesetzgebungskompetenz Ge-
brauch gemacht (zuletzt Berlin mit Wirkung zum 01. Oktober 2016). Jedoch gilt das Straf-
vollzugsgesetz als Bundesrecht gem. Art. 125a I 1. Alt. GG weiterhin, sofern es nicht durch 
die neu gefassten Landesgesetze tangiert wird. Dies hat zur Folge, dass einzelne Normen des 
StVollzG als partikulares Bundesrecht fortwährend ihre Wirkung entfalten. So sind Haftarten, 
die nicht durch die Strafvollzugsgesetze der Länder erfasst sind (z. B. Untersuchungshaft), 
weiterhin durch das StVollzG geregelt. Diese sind ebenso anzuwenden, wenn in den Landesge-
setzen ausdrücklich auf Normen im StVollzG verwiesen wird. Darüberhinausgehend sind die 

29 Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 294.
30 Vgl. § 196 StVollzG; § 57 JVollzGB I BW; Art. 207 BayStVollzG; § 116 StVollzG Bln; § 141 BbgJVollzG;  

§ 127 BremStVollzG; § 129 HmbStVollzG; § 82 HStVollzG; § 117 MVStVollzG. § 202 NJVollzG;  
§ 109 NRWStVollzG; § 119 LJVollzG RLP; § 117 SLStVollzG; § 119 SächsStVollzG, § 167 JVollzGB LSA;  
§ 147 LStVollzG SH; § 141 ThürJVollzGB.

31 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 244.
32 Goerdeler, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 4, Rn. 27.
33 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 30.
34 Goerdeler, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 4, Rn. 29.
35 Ibid., in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 4, Rn. 23.
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§§ 109-121 StVollzG, die den gerichtlichen Rechtsschutz regeln, weiterhin gültig, da das ge-
richtliche Verfahren nicht aus Art. 74 I Nr. 1 GG gestrichen wurde und somit gem. Art. 72 I GG 
weiterhin rechtliche Wirkmacht besitzt.36

Für den Gegenstand dieser Arbeit spielt das StVollzG des Bundes eine untergeordnete 
Rolle. Wenn erforderlich, wird im Einzelfall auf das Bundesgesetz eingegangen. Aus Gründen 
der Vollständigkeit wird die jeweilige Norm des StVollzG zu einzelnen Regelungsbereichen 
genannt.

Von größerer Bedeutung sind dagegen die Strafvollzugsgesetze der Länder, da diese wei-
testgehend eigene Regelungen zum Strafvollzug getroffen haben.37 Es lässt sich feststellen, 
dass die Landesstrafvollzugsgesetze in der Mehrheit mit dem StVollzG übereinstimmen. Je-
doch gibt es in einigen Bereichen auch Unterschiede.38 Im Jahr 2012 haben zehn Bundesländer 
einen gemeinsamen im Vergleich zum StVollzG progressiv gestalteten Musterentwurf39 für die 
Landesstrafvollzugsgesetze erarbeitet. Dieser hatte jedoch keine gemeinsame Gestaltung des 
Strafvollzugs innerhalb der beteiligten Bundesländer zur Folge.40 Gerade die in dieser Arbeit 
behandelten Aspekte (Resozialisierung und Arbeit) sind durch eine unterschiedliche Heran-
gehensweise der Länder geprägt. Beispielsweise stellt Bayern den Schutz der Allgemeinheit 
als vorrangige Aufgabe des Strafvollzugs heraus.41 Die Bundesländer Hamburg und Hessen 
stellen die Resozialisierungsaufgabe und den Sicherungsauftrag auf eine Ebene.42 Im Bereich 
der Arbeit haben lediglich Brandenburg, Rheinland-Pfalz, Saarland und Sachsen an der im 
Musterentwurf aufgeführten freiwilligen Arbeit, durch die von freiheitsentziehenden Maßnah-
men Betroffenen, festgehalten.43

3. Grundsätze des Strafvollzugs

Im folgenden Teil sollen die für diese Arbeit bedeutendsten allgemeinen Behandlungsgrund-
sätze des Strafvollzugs aufgezeigt und beschrieben werden. Aus diesen Grundprinzipien sind 
keine Rechte, für die vom Freiheitsentzug betroffenen Personen ableitbar. Sie richten sich 
vornehmlich an die Vollzugsanstalten. Dadurch sind sie als Auslegungshilfe und für den 
Ermessensgebrauch bedeutsam.44 Abgeleitet sind die Grundsätze aus § 3 StVollzG; § 2 BW-
JVollzGB III; Art. 5 BayStVollzG; § 3 StVollzG Bln; § 7 f. BbgJVollzG; § 3 BremStVoll-
zG; § 3 HmbStVollzG; § 3 HStVollzG; § 3 MVStVollzG; § 2 NJVollzG; § 2 NRWStVollzG; 
§ 7 f. LJVollzG RLP; § 3 SLStVollzG; § 3 SächsStVollzG; § 7 f. JVollzGB LSA; § 3 LStVoll-
zG SH; § 7 f. ThürJVollzGB.

Diese Normen stellen eine Konkretisierung des in den § 2 S. 1 StVollzG; § 1 BW-
JVollzGB III; Art. 2 S. 2 BayStVollzG; § 2 S. 1 StVollzG Bln; § 2 S. 1 BbgJVollzG; 

36 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 15.
37 §§ 42-56 BWJVollzGB III; Art. 39-49 BayStVollzG; §§ 20-27 StVollzG Bln; §§ 27-32 BbgJVollzG; 

§§ 19-24 BremStVollzG; §§ 34-43 HmbStVollzG; §§ 27-31 HStVollzG; §§ 19-24 MVStVollzG; §§ 3544 NJVollzG; 
§§ 29-34 NRWStVollzG; §§ 26-31 LJVollzG RLP; §§ 19-24 SLStVollzG; §§ 1924 SächsStVollzG;  
§§ 26-31 JVollzGB LSA; §§ 31-40 LStVollzG SH; §§ 26-32 ThürJVollzGB.

38 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 29.
39 Einsehbar unter: https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fges%2FME%5FLStVollzG%2Fcont%2FME%5FLSt

VollzG%2Ehtm (zugegriffen am: 20. März 2020)
40 Cornel, Neue Kriminalpolitik (NK) 2018, 16 (17 f.).
41 Art. 2 BayStVollzG.
42 § 2 HStVollzG; § 2 HmbStVollzG.
43 § 30 BbgJVollzG; § 29 LJVollzG RLP; § 22 SLStVollzG; § 22 SächsStVollzG.
44 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 196.
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§ 2 S. 1 BremStVollzG; § 2 S. 1 HmbStVollzG; § 2 I HStVollzG; § 2 S. 1 MVStVoll-
zG; § 5 S. 1 NJVollzG; § 1 NRWStVollzG; § 2 S. 1 LJVollzG RLP; § 2 S. 1 SLStVollzG; 
§ 2 S. 1 SächsStVollzG; § 2 I S. 1 JVollzGB LSA; § 2 LStVollzG SH; § 2 I S. 1 ThürJVollzGB 
geregeltem Vollzugsziels (Resozialisierung) dar.45

a) Angleichungsgrundsatz

Der Angleichungsgrundsatz46 beschreibt, dass das Leben innerhalb der Strafvollzugsanstal-
ten dem Leben in Freiheit so weit wie möglich anzupassen ist. Die Schwierigkeit beginnt 
jedoch schon bei der Herausstellung einer festen Bezugsgröße. Da das öffentliche und private 
Leben in einer freiheitlich-demokratischen Gesellschaft sehr ausdifferenziert ist, ist es quasi 
unmöglich einen festen und allgemeingültigen Maßstab anzulegen. Allein der Versuch, einen 
starren Bezugspunkt als Ausgangspunkt für den Angleichungsgrundsatz zu bestimmen, birgt 
die Gefahr einer paternalistischen Vorgehensweise, die dazu neigt, bestimmte Lebensentwürfe 
über andere zu stellen. Dieser Umstand würde jedoch das Idealbild einer freiheitlichen Gesell-
schaft ad absurdum führen und damit schon im Kern dem Angleichungsgrundsatz weitestge-
hend widersprechen. Laubenthal führt dazu weiter aus, dass totale Institution die Gefahr „zur 
Überreglementierung des Alltags“ bergen. 47 Hier soll durch den Angleichungsgrundsatz eine 
„Reduzierung lebensfremder Restriktionen“ erreicht werden.48

Durch den Angleichungsgrundsatz wird, so Laubenthal, vor allem zum Ausdruck gebracht, 
dass „die Lebensbedingungen im Strafvollzug der Menschenwürde […] entsprechen und mit 
den allgemein anerkannten gesellschaftlichen Normen vergleichbar sind.“ 49 Weitergehend 
wird ausgeführt, „dass die Unterschiede […] welche die Selbstachtung sowie Eigenverant-
wortlichkeit des Inhaftierten beeinträchtigen können, auf ein Mindestmaß reduziert werden.“50

Jedoch vermag der Angleichungsgrundsatz noch mehr. So gibt es einige Bereiche in der 
Welt des Strafvollzugs (in dieser Arbeit v. a. die Arbeitstätigkeit der Gefangenen), in denen 
die Gefangenen trotz weitestgehend gleicher Tätigkeit von allgemein anerkannten Rechten 
ausgeschlossen bleiben. Der Angleichungsgrundsatz erlaubt es nun, Normen, die nicht ohne 
Weiteres auf den Strafvollzug anwendbar sind, zumindest als ein Analysewerkzeug zu Grunde 
zu legen.

b) Gegensteuerungsgrundsatz

Durch den Grundsatz der Gegensteuerung51 hebt der Gesetzgeber hervor, dass negative Aus-
wirkungen, die durch die Eingliederung in den Strafvollzug erst entstehen, möglichst ver-
mieden aber zumindest auf ein Minimum reduziert werden sollen. Laubenthal sowie eini-
ge der Landesgesetzgeber legen ihren Fokus eher auf physische und psychische Folgen der 

45 Höflich/Schriever/Bartmeier, Grundriss Vollzugsrecht, 49.
46 Gem. § 3 I StVollzG; § 2 II BWJVollzGB III; Art. 5 I BayStVollzG; § 3 III StVollzG Bln; § 7 I BbgJVollzG; 

§ 3 IV BremStVollzG; § 3 I HmbStVollzG; § 3 I HStVollzG; § 3 IV MVStVollzG; § 2 I NJVollzG;  
§ 2 I S. 1 NRWStVollzG; § 7 I LJVollzG RLP; § 3 IV SLStVollzG; § 3 IV SächsStVollzG; § 7 I JVollzGB LSA; 
§ 3 I LStVollzG SH; § 7 I ThürJVollzGB.

47 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 197.
48 Ebd.
49 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 198.
50 Ebd.
51 § 3 II StVollzG; § 2 III S. 1 BWJVollzGB III; Art. 5 II BayStVollzG; § 3 IV StVollzG Bln; § 7 II BbgJVollzG; 

§ 3 V BremStVollzG; § 3 I S. 2 HmbStVollzG; § 3 II HStVollzG; § 3 V MVStVollzG; § 2 II NJVollzG; 
§ 2 I S. 4 NRWStVollzG; § 7 II LJVollzG RLP; § 3 V SLStVollzG; § 3 V SächsStVollzG; § 7 II JVollzGB LSA; 
§ 4 IV LStVollzG SH; § 7 II ThürJVollzGB.



13

Sebastian Barth Gefangenenarbeit in Bezug auf das Resozialisierungsziel

Gefangenschaft (z. B. der Schutz vor Übergriffen, Selbsttötung, Ausprägung einer Suchtkrank-
heit etc.).52 Der Wortlaut der Normen lässt jedoch auch eine weite Auslegung zu. Diese hätte 
zur Folge, dass auch eine wirtschaftliche oder gesellschaftliche Dimension implementierbar 
wäre. Als Beispiele könnten an dieser Stelle ein erhöhtes Armutsrisiko, der Verlust der Er-
werbsgrundlage sowie Isolation und Stigmatisierung in gesellschaftlichen Kontexten vorge-
bracht werden. Höflich et al. heben dazu hervor, dass soziale Kontakte aber auch der Erwerb 
eines Arbeitsplatzes oder einer Wohnung in gewissem Maß „Schutzfaktoren“ sind, die verhin-
dern, dass ehemalige Gefangene in alte aber auch durch den Strafvollzug erlernte kriminelle 
Muster zurückfallen.53 Weitergehend spricht dafür, auch wirtschaftliche und soziale Kontexte 
vom Gegensteuerungsgrundsatz zu erfassen, da Armut und Ausschluss aus der Gesellschaft 
zum einen dem Resozialisierungsgrundsatz wiederstreben und zum anderen mittel- bis lang-
fristig für einen Verlust von physischer und psychischer Gesundheit ursächlich sein können.54

c) Integrationsgrundsatz

Der Eingliederungs- oder Integrationsgrundsatz55 beschreibt, dass die gesamte Vollzugslauf-
bahn eines inhaftierten Individuums auf eine spätere Entlassung und damit auf die Wiederkehr 
in gesamtgesellschaftliche Strukturen ausgerichtet sein soll.56 Dies hat, so Laubenthal, zwei 
verschiedene Dimensionen. Zum einen Maßnahmen, die ein Rückfall in delinquentes Verhal-
ten verhindern und zum anderen die Reduktion von „Alle[n] Aspekten des Freiheitsentzugs 
selbst, welche den Übergang vom Strafvollzug in die Freiheit erschweren.“57 Darunter fasst 
Laubenthal u. a. den Erhalt und Aufbau von sozialen Kontakten aber auch Angebote wie be-
rufliche Bildung oder Schuldenregulierung.58 Wobei die zweitgenannten, wie Höflich et al. 
herausstellen, gewissermaßen „Schutzfaktoren gegen erneute Straffälligkeit“ sind und somit 
eher eine Spezifizierung der Maßnahmen, die einen Rückfall in kriminelle Verhaltensweisen 
verhindern sollen, darstellen.59

Während der Integrationsgrundsatz eher den Prozess vom Übergang aus der Gefangen-
schaft in die Freiheit erfasst, sind durch den Gegensteuerungsgrundsatz auch die Vermeidung 
von nachhaltigen und längerfristigen Schäden umfasst. Aus diesen Gründen ist es m. E. wei-
terhin wichtig und sinnvoll, trotz teilweiser inhaltlicher Überschneidungen und weitestgehend 
ähnlicher Maßnahmen, an einer wirtschaftlichen und sozialen Dimension innerhalb des Ge-
gensteuerungsprinzips festzuhalten. 

52 Vgl. Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 199 ff.
53 Höflich/Schriever/Bartmeier, Grundriss Vollzugsrecht, 49 f.
54 Lampert et al., Armut, soziale Ungleichheit und Gesundheit, 3.
55 Gem. § 3 III StVollzG; § 2 IV BWJVollzGB III; Art. 5 III BayStVollzG; § 3 II StVollzG Bln; § 8 II BbgJVollzG; 

§ 3 II BremStVollzG; § 3 I S. 3 HmbStVollzG; § 3 III HStVollzG; § 3 II MVStVollzG; § 2 III S. 1 NJVollzG; 
§ 2 I S. 2 NRWStVollzG; § 8 II LJVollzG RLP; § 3 II SLStVollzG; § 3 II SächsStVollzG; § 8 II JVollzGB LSA; 
§ 3 II LStVollzG SH; § 8 II ThürJVollzGB.

56 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 234.
57 Ibid., Strafvollzug, Rn. 235.
58 Ibid., Strafvollzug, Rn. 235.
59 Höflich/Schriever/Bartmeier, Grundriss Vollzugsrecht, 49 f.
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C. Das Vollzugsziel

Das Vollzugsziel des deutschen Strafvollzugs ist in § 2 StVollzG legaldefiniert. So „soll der Ge-
fangene fähig werden, künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen.“ 
Verfassungsrechtlich ist dieses Ziel durch Art. 1 i. V. m. Art. 2 I GG sowie dem Sozialstaats-
prinzip gem. Art. 20 I, Art. 28 I GG geboten.60 Diesem Gebot schlossen sich auch so gut wie 
alle Bundesländer nach der Föderalismusreform an.61 Der Schutz der Allgemeinheit wird hier 
meistens als eine weitere Aufgabe des Strafvollzugs, die nachrangig zum Resozialisierungsziel 
anzusehen ist, wahrgenommen.62 Lediglich Bayern und Baden-Württemberg bilden hier die 
Ausnahme, da sie den Schutz der Allgemeinheit als vordergründige Aufgabe des Strafvollzugs 
sehen.63 Die Hamburger Bürgerschaft hat hier eher einen Mittelweg gewählt und stellt in § 2 S. 
1, 2 HmbStVollzG den Resozialisierungsauftrag sowie den Schutz der Allgemeinheit explizit 
auf eine Stufe. Um Verwirrungen präventiv zu begegnen, hat der Hamburger Gesetzgeber in § 
2 S. 3 HmbStVollzG normiert, dass zwischen Vollzugsziel (Resozialisierung) und Aufgabe des 
Vollzugs (Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten) kein Gegensatz besteht. Das sich 
jedoch Aufgabe und Vollzugsziel in einem Dilemma zueinander befinden, daran kann auch 
eine rechtlich gleichrangige Normierung nichts ändern.64

I. Resozialisierung

Konkret zu erfassen was Resozialisierung wirklich ist, ist aus unterschiedlichsten Gründen eine 
schier unlösbare Aufgabe. Einerseits umreißt der Begriff Resozialisierung ein ganzes Konzept 
verschiedener Maßnahmen, das durch den Einfluss verschiedenster Wissenschaftsdisziplinen 
geprägt und definiert ist.65 Andererseits besteht schon bezüglich des Ansatzes kein Konsens in 
der Literatur und Forschung.

So greift z. B. Laubenthal auf den Begriff der Sozialisation zurück. Dieser beschreibt 
dabei einen in der frühkindlichen Phase einsetzenden Prozess, der eine „eigenverantwortliche 
Persönlichkeitsentfaltung“ zum Ergebnis hat. Dies geschieht aber nicht isoliert, sondern wird 
in einer sozialen Umwelt praktiziert, was zur Folge hat, dass durch die Orientierung am Sozi-
alverhalten anderer ein Internalisierungsprozess kultureller Werte und Normen vollzogen wird. 
Diese wirken sich auf die Persönlichkeitsstruktur des Individuums aus. Die Aufgabe der Re-
sozialisierung wäre demzufolge einen Mangel in der Sozialisation auszugleichen. Laubenthal 
beschreibt weiterhin, dass dies jedoch voraussetzen würde, dass eine bisherige Sozialisation 
erfolgt wäre, welche oftmals nicht oder nur unvollständig gegeben sei. Somit sei das Ziel des 
Vollzugs oft nur eine „Ersatz-Sozialisation“.66 Dies ist eine Sichtweise, die maßgeblich durch 
Franz von Liszt geprägt wurde. Cornel gibt hier m. E. zurecht zu bedenken, dass eine solche 
Sichtweise den Betroffenen nicht nur grundlegende Bedingungen des Menschseins abspricht, 

60 BVerfG, Urt. vom 05. Juni 1973, NJW 1973, 1226 (1231).
61 Vgl. § 2 S. 1 StVollzG Bln; § 2 S. 1 BbgJVollzG; § 2 S. 1 BremStVollzG; § 2 S. 1 HmbStVollzG; § 2 I HStVollzG; 

§ 2 S. 1 MVStVollzG; §5 S. 1  NJVollzG; § 1 NRWStVollzG; § 2 S. 1 LJVollzG RLP; § 2 S. 1 SLStVollzG; 
§ 2 S. 1 SächsStVollzG; § 2 I S. 1 JVollzGB LSA; § 2 LStVollzG SH; § 2 I S. 1 ThürJVollzGB.

62 Kett-Straub/Streng, Strafvollzugsrecht, 22.
63 Vgl. §2 BWJVollzGB; Art. 2 S. 1 BayStVollzG.
64 Kett-Straub/Streng, Strafvollzugsrecht, 22.
65 Cornel, in: Cornel/Kawamura-Reindl/Sonnen u. a. (Hrsg.), Resozialisierung, 31 (Rn. 1).
66 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 143.
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sondern Normkonformität als wichtigstes Ziel der Sozialisation hervorhebt. Damit einherge-
hend werden „[…] Leistungen und Kulturtechniken, die auch mehrfach vorbestrafte Delin-
quenten erbringen oder erbracht ha[ben negiert].“67

Eine andere Sichtweise auf den Begriff der Resozialisierung wäre z. B. der Anspruch, dass 
ein (Selbst-)Ausschluss aus der Gesellschaft auf Grundlage des begangenen Delikts verhindert 
wird. Außerdem soll eine Rückführung in die Gesellschaft nach Verbüßung des Freiheitsent-
zuges das Ziel der Resozialisierung sein.68 Diese Sichtweise würde auch dem BVerfG entspre-
chen, wenn es in seinem sog. „Lebach-Urteil“ sagt: 

„Nicht nur der Straffällige muß auf die Rückkehr in die freie menschliche Gesellschaft 
vorbereitet werden; diese muß ihrerseits bereit sein, ihn wieder aufzunehmen. […] Als Träger 
der aus der Menschenwürde folgenden und ihren Schutz gewährleistenden Grundrechte muß 
der verurteilte Straftäter die Chance erhalten, sich nach Verbüßung seiner Strafe wieder in 
die Gemeinschaft einzuordnen. […] Von der Gemeinschaft aus betrachtet verlangt das So-

zialstaatsprinzip staatliche Vor- und Fürsorge für Gruppen der Gesellschaft, die auf Grund 
persönlicher Schwäche oder Schuld, Unfähigkeit oder gesellschaftlicher Benachteiligung in 
ihrer persönlichen und sozialen Entfaltung behindert sind; dazu gehören auch die Gefangenen 
und Entlassenen. Nicht zuletzt dient die Resozialisierung dem Schutz der Gemeinschaft selbst: 
diese hat ein unmittelbares eigenes Interesse daran, daß der Täter nicht wieder rückfällig wird 
und erneut seine Mitbürger oder die Gemeinschaft schädigt.“69

Das BVerfG bestätigt hier die Annahme, dass eine Resozialisierung nicht ausschließlich 
am Individuum anzusetzen ist.70 Dieses soll zwar nach der Haftentlassung ein größeres Maß an 
gesellschaftlicher Norm- und Wertorientierung an den Tag legen, als an dem Tag des Haftan-
tritts. Gleichzeitig muss aber auch die Gesellschaft bereit sein, eine aus dem Strafvollzug ent-
lassene Person wieder in ihrer Mitte aufzunehmen.71 Um dies zu gewährleisten, sollen den Ge-
fangenen grundlegende soziale Kompetenzen vermittelt werden, die die Eignungen vermitteln, 
an möglichst allen gesellschaftlichen Interaktionen teilzuhaben. Das betrifft z. B. Fähigkeiten 
für ein Erwerbsleben oder Probleme und Konflikte ohne die Zuhilfenahme krimineller Mittel 
zu lösen. Dies findet in der Legaldefinition des Vollzugziels im Wortlaut „soziale Verantwor-
tung“ seinen Ausdruck, da eine soziale Verantwortung auch soziale Kompetenz voraussetzt. 
Die soziale Verantwortung beschreibt somit eine eher moralische Dimension, während „ohne 
Straftaten“ eine normkonforme Dimension des „zukünftigen Lebens“ beschreibt.

Allein schon aus dem Aspekt, dass Resozialisierung nicht ausschließlich durch das In-
dividuum geleistet wird, kann diese nicht erzwungen werden. Es geht vielmehr darum, eine 
intrinsische Motivation und Willen zur Veränderung in der delinquenten Person zu wecken und 
zu fördern.72 Hier ist es Aufgabe des Staates, einen Strafvollzug zu ermöglichen, welcher nicht 
nur das Ideal der Resozialisierung trägt, sondern auch mit finanziellen Mitteln und rechtlichen 
Möglichkeiten ausgestattet ist, dieses zu verwirklichen. Dies gebietet u. a. das Sozialstaatsprin-
zip gem. Art. 20 I GG und Art. 28 I GG.73

Die eingangs beschriebenen Grundsätze des Strafvollzugs (siehe B., I., 3. Grundsätze 
des Strafvollzugs) stellen dabei Mindestanforderungen an die Justizvollzugsanstalten und 
geben somit einen Handlungsrahmen vor, in welchem die Resozialisierung der Inhaftierten 

67 Cornel, in: Cornel/Kawamura-Reindl/Sonnen u. a. (Hrsg.), Resozialisierung, 31 (Rn. 3).
68 Ibid., in: Cornel/Kawamura-Reindl/Sonnen u. a. (Hrsg.), Resozialisierung, 31 (Rn. 1).
69 BVerfG, Urt. vom 05. Juni 1973, NJW 1973, 1226 (1231).
70 Cornel, in: Cornel/Kawamura-Reindl/Sonnen u. a. (Hrsg.), Resozialisierung, 31 (Rn. 7).
71 Ibid., in: Cornel/Kawamura-Reindl/Sonnen u. a. (Hrsg.), Resozialisierung, 31 (Rn. 4).
72 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 153.
73 Ibid., Strafvollzug, Rn. 145.
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angestoßen werden soll. Sie sind somit eine Konkretisierung des Vollzugsziels.74

Es lässt sich also zusammenfassend sagen, dass Resozialisierung die Summe aller Be-
handlungsmaßnahmen ist, die eine Wiedereingliederung in die Gesellschaft zumindest för-
dern. Dabei ist der Übernahme sozialer Werte und Normen ein besonderer Stellenwert 
zuzuerkennen, wobei eine ausschließliche Reduktion auf diese Aspekte kein erfolgsverspre-
chendes Konzept sein kann. Vielmehr ist es erforderlich, dass auch Kompetenzen, die für eine 
Wiedereingliederung in die Gesellschaft notwendig sind, vermittelt und deren Wichtigkeit 
herausgestellt werden. Ein Gelingen dieses Ansatzes ist dabei zum einen abhängig von der 
intrinsischen Motivation der Individuen. Es ist die Aufgabe des Strafvollzugs, diese zu fördern. 
Zum anderen ist es auch ausschlaggebend, dass die Gesellschaft bereit ist, einen Delinquenten 
nach Verbüßung seiner Strafe wieder in ihrer Mitte aufzunehmen. Dabei muss von staatlicher 
Seite auch gewährleistet sein, dass ein solches Programm umsetzbar ist.

II. Bedeutung der Arbeit für die Resozialisierung

Um zu beurteilen, welchen Einfluss die Arbeit innerhalb der Gefängnismauern auf eine ge-
lingende Resozialisierung hat, muss zunächst einmal die Bedeutung, die der Erwerbsarbeit 
innerhalb eines Gesellschaftssystems beigemessen wird, veranschaulicht werden. 

Arbeit ist dabei in der modernen Gesellschaft mehr als ein Mittel zum Zweck des Gelder-
werbs und damit der physischen Lebenserhaltung.75 Während der Arbeitszeit, die einen nicht 
unerheblichen Teil der Lebenszeit füllt, tritt das arbeitende Individuum in Kontakt zu anderen 
Menschen. Um kollektiv an der Erreichung eines gemeinsamen Ziels zu arbeiten, bedarf es da-
bei sozialer Kompetenzen, die zumindest in Ansätzen vorhanden sein sollten. Gleichzeitig sind 
die erforderlichen Fähigkeiten einem ständigen Wandel unterzogen und werden auch durch 
die Arbeitstätigkeit verfeinert. Dies trägt dazu bei, dass die „Spielregeln“ der Gesellschaft 
verstanden und verinnerlicht werden.76 Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, Einkommen 
aus Erwerbsarbeit, welches nicht unmittelbar für die Lebenserhaltung ausgegeben wird, für 
weitergehende Bedürfnisse nach Luxusgütern, allgemeinem Konsum aber auch Bildung oder 
Kultur zu verwenden.77 Diese Güter haben wiederum (neben dem mit der Tätigkeit an sich ein-
hergehenden Prestige) einen maßgeblichen Einfluss auf den sozialen Status des Individuums 
innerhalb einer Gesellschaft. Das Prestige, welches dabei mit der Tätigkeit als solcher einher-
geht, ist insbesondere durch ein vermutetes Einkommen oder angenommene Einflussmöglich-
keiten etc. geprägt.78 Somit nimmt Arbeit nicht nur zeitlich, sondern auch in der persönlichen 
und gesellschaftlichen Weiterentwicklung einen enormen Stellenwert ein.

Die Beweggründe warum gearbeitet wird, können dabei ganz unterschiedlicher Natur sein. 
Ganz allgemein kann zwischen einer intrinsischen und einer extrinsischen Motivation unter-
schieden werden. Die extrinsische Motivation beschreibt dabei Erwartungen, Verpflichtungen 
oder (un-)mittelbare Zwänge, die eine Person dazu bewegt, zu arbeiten. Für die meisten Men-
schen, die am freien Arbeitsmarkt tätig sind, bildet der „soziale Zwang“ eine entscheidende 
Komponente, warum einer Arbeitstätigkeit nachgegangen wird. Damit geht auch das Prestige, 
welches mit der Tätigkeit verknüpft ist, einher. Die intrinsische Motivation beschreibt hingegen 

74 Ibid., Strafvollzug, Rn. 193.
75 Minssen, Arbeit in der modernen Gesellschaft, 1.
76 Börner, Erfolgreiche Arbeitssuche, 23 ff.
77 Ibid., Erfolgreiche Arbeitssuche, 19.
78 Ibid., Erfolgreiche Arbeitssuche, 24.
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Beweggründe, die direkt aus einer Person hergeleitet werden. Diese sind z. B. Gelüste, Interes-
sen aber auch rationale Überlegungen wie ein finanzieller Vorteil, der mit einer Erwerbsarbeit 
einhergeht. Auch kann eine Arbeitstätigkeit als subjektiv sinnvoll erachtet werden und trägt 
somit zur Identitätsbildung und Selbstverwirklichung bei. Extrinsische und intrinsische Moti-
vation gehen dabei ineinander über und bedingen sich gegenseitig.79

Arbeit wird aber nicht durchweg positiv konnotiert. Vielmehr weist sie einen „Doppel-
charakter“ auf. Zum einen ist sie erforderlich, um einen anerkannten Platz in der Gesellschaft 
einzunehmen und mit anderen Gesellschaftsmitgliedern in Kontakt zu treten. Gleichzeitig kann 
sie aber auch insbesondere bei Über- oder Unterforderung Stress und somit physische und 
psychische Krankheiten verursachen.80

Von Interesse für diese Arbeit könnte jedoch auch das Phänomen Freizeit sein, welche her-
kömmlicherweise den Teil des Lebens darstellt, der nicht mit Erwerbsarbeit verbracht wird. So 
ist Freizeit etwas, was für Menschen, die einer regelmäßigen Beschäftigung nachgehen, einen 
Lustgewinn und Ausgleich zur ausgeübten Tätigkeit schafft. Allerdings kann Freizeit in einem 
Übermaß auch den gegenteiligen Effekt haben. So beispielsweise bei aufgezwungener Freizeit 
in Form von Arbeitslosigkeit. Da bei anhaltender Arbeitslosigkeit die finanziellen Mittel sowie 
die sozialen Kontakte erheblich beschränkt sind, ist oft eine individuell sinnvolle Nutzung der 
Freizeit erschwert. Darüber hinaus kann kaum zusätzlicher Erholungsgewinn aus der Freizeit 
gezogen werden, wenn keiner zeitstrukturierenden Tätigkeit nachgegangen wird. Vereinfacht 
gesagt, ist es nicht möglich, einen „erholsamen Feierabend“ zu haben, wenn vorher nicht einer 
Erwerbstätigkeit, bzw. einer anderen subjektiv sinnvollen Tätigkeit, wie z. B. politisches oder 
soziales Engagement, nachgegangen wurde. Die Abwesenheit einer solchen Beschäftigung 
kann zu einer Ziel- oder Planlosigkeit führen. Freizeit hat für die meisten Menschen also nur 
einen Sinn, wenn sie im Bewusstsein entsteht, in dieser eine Erholung, Abwechslung und/oder 
Ausgleich zu finden.81 Eine empfundene Ziel- oder Planlosigkeit kann dabei v. a. wenn ein 
Mangel an finanziellen Mitteln beklagt wird, in kriminelles Verhalten umschlagen, da so zum 
einen eine Beschäftigung gefunden und zum anderen auch finanzielle Mittel gewonnen wer-
den können. Ein Zusammenhang zwischen kriminellem Verhalten und Arbeitslosigkeit kann 
jedoch ausdrücklich nicht bestätigt werden. Empirische Untersuchungen zeigen hier eher Er-
gebnisse, welche zwischen “eindeutiger Bestätigung“ und „absoluter Negierung schwanken“.82 
Der Sinn dieser Aussage besteht vielmehr darin, aufzuzeigen, dass es subjektiv als sinnvoller 
erachtet werden kann, krimineller Verhaltensweisen nachzugehen, wenn langanhaltende Frei-
zeit und finanzielle Not zusammenkommen.

Damit die Arbeit nun einen positiven Einfluss auf die Resozialisierung haben kann, ist es 
entscheidend, dass den Inhaftierten vermittelt wird, dass Arbeit ein positiver Bestandteil ist, 
um das zukünftige Leben zu meistern. Dabei ist es wichtig, dass den Gefangenen die Früchte 
ihrer Arbeit (z. B. in Form einer leistungsgerechten Entlohnung) aufgezeigt werden.83 Dabei 
sollten Faktoren der extrinsischen sowie intrinsischen Motivation jedoch gleichermaßen be-
rücksichtigt werden. Wobei jedoch gerade der intrinsischen Motivation (also der Einstellung 
zur Arbeit) besondere Beachtung geschenkt werden sollte. Dies ist v. a. dann gegeben, wenn 
die Arbeitenden einen Sinn in ihrer Tätigkeit finden. Ein hoher innerer Antrieb zur Arbeit ge-
währleistet, dass auch Phasen in denen Rückschläge oder sinkende extrinsische Motivationen 
hingenommen werden müssen nicht dazu führen, dass eine Arbeitsbeschäftigung vorschnell 

79 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 96 ff.
80 Börner, Erfolgreiche Arbeitssuche, 20 ff.
81 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 91 f.
82 Ibid., Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 72.
83 BVerfG, Urt. vom 01. Juli 1998, NJW 1998, 3337 (3337).
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aufgegeben wird. Wenn eine negative Arbeitseinstellung mit fehlenden äußeren Anreizen eine 
Arbeit aufzunehmen oder fortzuführen einherkommen, ist eine Aufrechterhaltung der Arbeits-
tätigkeit in (zugegebenermaßen überspitzten) Extremfällen nur durch unmittelbaren Zwang 
möglich.84

Die Aufgabe des Strafvollzugs sollte es sein, mit den Gefangenen zusammen Fähigkeiten 
und Interessen auszuloten und anzuerkennen, um so eine Arbeit zu finden, welche eine subjek-
tive und individuelle Sinnstiftung ermöglicht. Dies ist gerade bei ungelernten Inhaftierten von 
enormer Wichtigkeit. So kann gewährleistet werden, dass der Gefangene die Maßnahmen als 
positiven Beitrag zu seiner eigenen Resozialisierung empfindet und nicht als Pflichtprogramm, 
zu dem er auf Grundlage seiner Strafe gezwungen wird. Wenn dies erreicht ist, ist es möglich 
durch regelmäßige Arbeitstätigkeit auch Sozialkompetenz sowie fachliche Fähigkeiten auszu-
bauen und so ein Erfolgsgefühl zu vermitteln. Dies kann wiederrum dazu beitragen, dass eine 
intrinsische Motivation aufgebaut wird, die im besten Fall Freude an der verübten Tätigkeit 
bereitet und somit einen positiven Einfluss auf die Erwerbstätigkeit haben kann. Dabei sollte 
genau darauf geachtet werden, dass hier einer nachhaltigen Einflussnahme eine entscheidende 
Rolle zukommt. Ein Belohnungssystem oder auch zwangsweise Durchsetzung von Arbeit, 
welche ausschließlich die Motivation innerhalb des Strafvollzugs zu verbessern versuchen, 
können mit dem Zeitpunkt der Entlassung für den Gefangenen bedeutungslos werden und 
haben somit keinen dauerhaft positiven Einfluss auf die Einstellung zur Arbeit85.  

84 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 99.
85 Ibid., Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 124 ff.
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D. Arbeit im Strafvollzug

Im Folgenden soll zunächst deskriptiv die Pflicht zur Arbeit und darauf aufbauend die ver-
schiedenen Arten von Gefangenenarbeit dargestellt werden. An dieser Stelle wird auch auf 
den Unterschied zwischen einer Beschäftigung im Strafvollzug und einer arbeitstherapeuti-
schen Maßnahme oder der Selbstbeschäftigung eingegangen. Danach sollen unter besonderer 
Berücksichtigung des Angleichungsgrundsatzes die individuellen und kollektivarbeitsrechtli-
chen sowie sozialrechtlichen Arbeitsbedingungen betrachtet und erörtert werden. Dabei kann 
aufgrund des Umfangs dieses Themas nicht auf alle Aspekte eingegangen werden. Um diesem 
Umstand Rechnung zu tragen, wird im kollektivarbeitsrechtlichen Teil v.a. die Gewerkschafts-
bildung und im sozialrechtlichen Teil v.a. die Einbeziehung in die Rentenversicherung betrach-
tet, da diese in der aktuellen Debatte den größten Raum einnehmen.

I.	 Die	Pflicht	zur	Arbeit

Gefangene sind gem. § 41 I StVollzG dazu verpflichtet, eine ihnen zugewiesene Arbeit zu 
verrichten. Ein Großteil der Bundesländer hat sich dem Grundsatz der verpflichtenden Ar-
beit angeschlossen.86 Der Begriff der Arbeit wird in keinem Landesgesetz weiter definiert und 
ist somit als „[…] regelmäßige sowie erwerbs- und leistungsorientierte Beschäftigung [zu] 
bezeichnen“.87

Ursprünglich haben sich zehn Bundesländer (Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und 
Thüringen) in einem gemeinsamen Musterentwurf von 201188 darauf geeinigt, die staatlich 
durchgesetzte Zwangsarbeit aus ihren Strafvollzugsgesetzen zu streichen.89 Die Formulie-
rung in § 22 des gemeinsamen Musterentwurfs lautete: „Den Gefangenen soll auf Antrag 
oder mit Zustimmung Arbeit zugewiesen werden.“ Da auch das Grundgesetz gem. Art. 12 III 
die Zwangsarbeit im gerichtlich angeordneten Freiheitsentzug lediglich zulässt und nicht 
als zwingendes Element des Strafvollzugs ansieht, würde auch dem Angleichungsgrundsatz 
(gem. § 3 I StVollzG) Rechnung getragen werden. Dies ergibt sich daraus, dass auch außerhalb 
des Strafvollzugs die Inanspruchnahme einer negativen Dimension der Berufsfreiheit keine 
unmittelbaren Sanktionen zur Folge hätte. Weiterhin würde der Arbeit innerhalb von Gefäng-
nissen „der Charakter eines Strafübels genommen werden“, so Kett-Straub.90 Jedoch hat sich 
die Mehrheit der Bundesländer aufgrund des öffentlichen Drucks (der aus Angst vor einer 
Art „Hotelvollzug“ resultiert) dazu entschieden, Strafgefangene weiterhin durch ihre Straf-
vollzugsgesetze zur Arbeit zu verpflichten.91 Lediglich die Länder Brandenburg, Rheinland-
Pfalz, Sachsen und Saarland haben die Arbeitspflicht zugunsten eines freiwilligen Angebotes 

86 § 42 II BWJVollzGB III; Art. 43 S. 1 BayStVollzG; § 24 I S. 1 StVollzG Bln; § 22 S. 2 BremStVollzG; 
§ 38 I S. 1 HmbStVollzG; § 27 II S. 1 HStVollzG; § 22 S. 1 i. V. m. § 9 II MVStVollzG; § 38 I NJVollzG; 
§ 29 I S. 2 NRWStVollzG; § 29 I S. 1 i. V. m. §§ 26 f. JVollzGB LSA; § 35 I S. 1 LStVollzG SH; 
§ 29 I S. 1 ThürJVollzGB.

87 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, Rn. 3.
88 Einsehbar unter: https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fges%2FME%5FLStVollzG%2Fcont%2FME%5FLSt

VollzG%2Ehtm (zugegriffen am: 20. März 2020)
89 Kett-Straub/Streng, Strafvollzugsrecht, 88. 
90 Ibid., Strafvollzugsrecht, 87.
91 Ibid., Strafvollzugsrecht, 87 f.
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gelockert.92 Während sich die Länder Brandenburg und Sachsen für eine „Soll“- Vorschrift 
entschieden haben, haben die Bundesländer Rheinland-Pfalz und das Saarland eine Form der 
freiwilligen Arbeit gewählt.

Für eine Art Mittelweg haben sich die Bundesländer Bremen und Mecklenburg-Vorpom-
mern entschieden.93 Mit dem Verweis auf § 9 II BremStVollzG bzw. MVStVollzG ist eine 
Arbeit nur dann verpflichtend, wenn sie für die Erreichung des Resozialisierungsziels unab-
dingbar ist. Weiterhin muss die Arbeit als Resozialisierungsmaßnahme in den Vollzugs- und 
Eingliederungsplan gem. § 8 f. BremStVollzG bzw. MVStVollzG, der für jeden Gefangenen 
individuell erstellt werden muss, mit aufgeführt sein.94

Das übergeordnete Ziel der meisten Bundesländer ist, die Fähigkeiten für eine 
Erwerbstätigkeit nach der Entlassung an die Strafgefangenen zu vermitteln, zu erhalten oder 
zu fördern. 95 Die Bundesländer Nordrhein-Westfalen und Hessen konkretisieren diese Aussage 
noch, indem sie angeben, dass diese Maßnahme dazu diene, die Sicherung des Lebensunter-
haltes nach der Haft zu fördern. Eine ähnliche Regelung haben die Bundesländer Saarland 
und Bremen gewählt, die eine Vorbereitung auf ein „strukturiertes Arbeitsleben“ als Ziel der 
Arbeit im Strafvollzug nennen.96 Die Bundesländer Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz hingegen geben keine weiterge-
henden inhaltlichen Gründe bzw. Ziele für die Arbeit im Strafvollzug an, die über das sowieso 
allgemeingültige Resozialisierungsziel hinaus gehen. An dieser Stelle ist offen, ob die eben 
beschriebenen Ziele (Erhaltung und Förderung der Fähigkeiten für ein leistungsorientiertes 
Erwerbsleben97) auf diese Fälle übertragen werden können. Dies ist jedoch anzunehmen, da 
eine Vollzugspraxis, die eine Zwangsarbeit durchsetzt, ohne dabei positiv auf eine Resozia-
lisierung hinzuwirken, einer Arbeitsstrafe nahekommen würde. Dies würde jedoch bedeuten, 
dass die Zwangsarbeit, die verordnet wird, wahrscheinlich eine verfassungswidrige Maßnahme 
darstellt. Dieser Schluss ergibt sich aus dem Verhältnismäßigkeitsprinzip, welches auch auf 
das Handeln von staatlichen Akteuren innerhalb des Strafvollzugs anzuwenden ist. Hier würde  
m. E. ein nicht zu rechtfertigender Eingriff in die freie Persönlichkeitsentfaltung gem. 
Art. 2 I GG sowie in die Berufswahlfreiheit gem. Art. 12 II GG vorliegen. Es wäre durchaus 
ein milderes Mittel, wie beispielsweise die gezielte Förderung einzelner Fähigkeiten sowie 
Kenntnisse im Rahmen eines dezidierten Vollzugsplans, der auf bestehende Defizite der In-
haftierten eingeht, denkbar. Dies wäre weitergehend für das legitime Ziel der Resozialisierung 
von Betroffenen durch eine Heranführung an Wege, die es erleichtern ein Leben ohne Strafta-
ten und in sozialer Verantwortung zu führen, zuträglicher. Damit erweist sich Zwangsarbeit, 
welche keinen positiven Beitrag zur Resozialisierung leisten soll, als ungeeignet, da durchaus 
ein effektiveres milderes Mittel vorstellbar wäre. An dieser Stelle sollte noch einmal betont 
werden, dass diese Überlegungen nur zutreffend sind, wenn eine analoge Anwendung bspw. 
des § 37 I StVollzG verneint wird. Von dieser Verneinung wird an dieser Stelle nicht ausge-
gangen, da es sich bei den beiden Normen um eine ähnliche Interessenlage handelt. Weiterhin 
ist eine planwidrige Regelungslücke anzunehmen, da wie eben beschrieben, eine sonst dem 
Verhältnismäßigkeitsprinzip widerstrebende und damit verfassungswidrige Regelung bestehen 

92 Gem. § 30 BbgJVollzG; § 29 LJVollzG RLP; § 22 SLStVollzG; § 22 SächsStVollzG.
93 Vgl. § 22 S. 2 BremStVollzG; § 22 S. 1 MVStVollzG.
94 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, Rn. 1.
95 § 42 I BWJVollzGB III; Art. 39 I BayStVollzG; § 31 LStVollzG SH; § 35 I NJVollzG; § 20 S. 1 StVollzG Bln; 

§ 34 I S. 1 HmbStVollzG; § 29 I S. 1 NRWStVollzG; § 27 I S. 2 HStVollzG; ebenso der Bund gem. § 37 I StVollzG.
96 Vgl. § 22 S. 1 BremStVollzG; § 22 S. 1 SLStVollzG.
97 Hier kommt es nicht in Frage, dass das Ziel die Vermittlung von Fähigkeiten ist, die die Strafvollzugsanstalten für 

das Erwerbsleben als wichtig erachten. Für diesen Zweck kennen alle genannten Bundesländer die Möglichkeit des 
Arbeitstrainings (bspw. § 27 ThürJVollzGB). 
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würde. Außerdem ist kein Analogieverbot ersichtlich, das den Rückgriff auf die Rechtsfortbil-
dung durch Analogien ausschließen würde.

Einige der Länder haben darüberhinausgehend noch an der Norm des § 37 II StVollzG 
festgehalten, die besagt, dass die Arbeit der Gefangenen wirtschaftlich ergiebig sein soll (Ba-
den-Württemberg, Sachsen-Anhalt, Bayern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen).98 Die an-
deren Bundesländer haben davon abgesehen, dieses Tatbestandsmerkmal als ein zwingendes 
– oder „Soll“ Kriterium für die Gefangenenarbeit zu normieren.99 Sofern am Kriterium der 
wirtschaftlich ergiebigen Arbeit festgehalten wurde, ist es für die Strafvollzugsbehörden nicht 
möglich, traktierende und unnötige Arbeiten wie z. B. das sinnlose Verlagern schwerer Gegen-
stände an Gefangene zu delegieren. Sehr wohl sind jedoch leicht zu erlernende, eintönige und 
zum Teil dequalifizierende Arbeiten, wie bspw. Fließband- oder Akkordarbeit zulässig, da aus 
diesen Tätigkeiten ein Mehrwert gezogen werden kann.100 Bei der Arbeitsplatzvergabe sollten 
jedoch die Fähigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen der Gefangenen berücksichtigt werden 
(Individualisierungsgebot).101 Laubenthal führt aus, dass das sog. Individualisierungsgebot 
dazu dient, dass Gefangene eine Tätigkeit bekommen, die eine Über- sowie Unterforderung 
ausschließt. Dies hat den Hintergrund, dass die Insassen sich mit der Arbeit identifizieren 
sollen, um diese auch nach der Haft weiter ausführen zu können und zu wollen. Jedoch ist 
es gerade bei monotonen Arbeiten unwahrscheinlich, dass sich die Beschäftigten mit dieser 
identifizieren können und eine intrinsische Motivation entwickeln.102 Eine adäquate Arbeits-
platzvergabe könnte sich jedoch v. a. für höherqualifizierte Strafgefangene aufgrund des ty-
pischen Arbeitsangebotes und datenschutzrechtlicher Hindernisse als schwierig gestalten. So 
dürfen Gefangene z. B. nicht an Verwaltungstätigkeiten oder ärztlicher Versorgung mitwir-
ken, bei denen Einsicht in die persönlichen Daten von Mitgefangenen, Vollzugsbediensteter 
oder Dritter möglich wäre.103 Jedoch haben die Häftlinge keinen Rechtsanspruch darauf, dass 
ein Arbeitsplatz, der ihren Fähigkeiten und Bedürfnissen entspricht, geschaffen wird. Ein ge-
nannter Rechtsschutz besteht nicht, da diese Norm nicht dem subjektivem Recht zuzuweisen 
ist. Darüber hinaus liegt die Zuweisung eines Arbeitsplatzes auch immer im Ermessen der 
Strafvollzugsanstalten. Im vorliegenden Fall bedeutet dies, dass die Vollzugsbehörden auf der 
Rechtsfolgenseite die Auswahl zwischen mehreren Möglichkeiten haben. Die Gefangenen 
haben einen Anspruch darauf, dass die Amtswalter ihr Ermessen fehlerfrei ausüben. Dement-
sprechend kommt die zwingende Zuweisung eines Arbeitsplatzes, der die Resozialisierungs-
bedürfnisse, Fähigkeiten und Neigungen des potentiellen Gefangenen entspricht, nur in Be-
tracht, wenn lediglich ein einziger Mensch für diesen vorhandenen und gleichzeitig vakanten 
Arbeitsplatz in Frage kommt.104

Ferner sollen geeignete Gefangene einen Platz in (Berufs-)Ausbildungs- oder Weiter-
bildungsmaßnahmen bekommen.105 Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen sind im Sinne des 

98 § 42 II BWJVollzGB III; Art. 39 II S. 1 BayStVollzG; § 35 II S. 1 NJVollzG; § 29 I S. 1 JVollzGB LSA; 
§ 29 II S. 2 NRWStVollzG.

99 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, Rn. 5.
100 Kett-Straub/Streng, Strafvollzugsrecht, 88.
101 Vgl. § 37 II StVollzG; § 42 II BWJVollzGB V; Art. 39 II S. 2 BayStVollzG; § 24 I S. 3 StVollzG Bln; 

§ 34 II S. 1 HmbStVollzG; § 27 III S. 1 HStVollzG; § 35 II S. 1 NJVollzG; § 29 II S. 2 NRWStVollzG (mit Einschrän-
kungen); § 29 I S. 1 JVollzGB LSA; § 35 I S. 2 LStVollzG SH; § 29 II ThürJVollzGB.

102 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 399.
103 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, Rn. 8.
104 Ibid., in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, Rn. 12 ff.
105 § 37 III StVollzG; § 42 IV BWJVollzGB III; Art. 40 IV BayStVollzG; § 23 StVollzG Bln; §29 BbgJVollzG; 

§ 21 BremStVollzG; § 34 IV HmbStVollzG; § 27 III S. 2 HStVollzG; § 21 MVStVollzG; § 35 II S. 3 NJVollzG; 
§ 30 NRWStVollzG; § 28 LJVollzG RLP; § 21 SLStVollzG; § 21 SächsStVollzG; § 28 JVollzGB LSA; 
§ 33 LStVollzG SH; § 28 ThürJVollzGB.
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Strafvollzugsgesetz mit der Arbeit als gleichrangig anzusehen. Der Unterricht soll während 
der Arbeitszeit stattfinden. Häftlinge, die sich in solchen Maßnahmen befinden, sind dement-
sprechend von der Arbeitspflicht befreit.106

Sofern es nicht möglich ist, den Inhaftierten eine wirtschaftlich einträgliche Arbeit oder 
eine Bildungsmaßnahme anzubieten, muss die Vollzugsanstalt dafür Sorge tragen, die Strafge-
fangenen zumindest angemessen zu beschäftigen. Eine angemessene Beschäftigung liegt dann 
vor, „wenn ihr Ergebnis wirtschaftlich verwertbar ist und in einem vertretbaren Verhältnis zum 
Aufwand steht“.107 

Es bestehen jedoch auch gewisse Ausnahmen von der Arbeitspflicht. So sind Gefangene, 
die das Renteneintrittsalter erreicht haben, von der verpflichtenden Gefangenenarbeit ausge-
schlossen.108 Galli wirft indes die Frage auf, inwieweit Menschen, die außerhalb der Strafvoll-
zugswelt früher das Renteneintrittsalter erreichen, auch innerhalb der Vollzugsanstalten früher 
von einer Arbeitspflicht befreit werden können.109 Dies kann etwa Schwerbehinderte und Lang-
zeitarbeitslose betreffen.110 Besonders unter Berücksichtigung des Resozialisierungsgrundsat-
zes und der Tatsache, dass die Strafvollzugsgesetze im Lichte des Angleichungsgrundsatzes 
ausgelegt werden müssen, scheint dies geboten.111 Das OLG Koblenz hat die Anwendung der 
sozialrechtlichen Vorschriften jedoch bisher verneint.112 Weiterhin merkt Galli an, dass auch 
Tarifverträge partiell solche Rechte einräumen können. Diese stellen jedoch keine allgemeinen 
Rechtsgrundsätze dar und lassen sich somit auch nicht auf den Strafvollzug übertragen.113 Des 
Weiteren entfällt auch die Arbeitspflicht für Frauen, die unter die gesetzlichen Vorgaben des 
Mutterschutzes fallen.114 Hier hat sich das gesetzgebende Organ ebenso wie in weiten Teilen 
des betrieblichen Arbeitsschutzes für die Übernahme bzw. Anerkennung arbeitsrechtlicher Re-
gelungen in den Strafvollzug entschieden.115

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Zwangsarbeit in Gefangenschaft nur dann 
einen resozialisierenden Effekt haben kann, wenn neben der hohen extrinsischen Motivation, 
die durch Arbeitspflicht entsteht, auch die intrinsische Motivation gefördert wird. Dies würde 
bedeuten, dass konsequent auf Neigungen der Verurteilten eingegangen werden muss, um so 
eine Identifikation mit der ausgeübten Tätigkeit zu erreichen. Auch sollte Arbeit nur dann als 
Mittel der Resozialisierung eingesetzt werden, wenn dies förderlich ist, bestehende Defizite 
abzubauen. Andernfalls ist es denkbar, dass ein Arbeitszwang dazu führt, dass die Arbeit als 
eine Strafe oder ein Strafübel empfunden wird. Dies hätte zur Folge, dass auch negative Er-
fahrungen mit Arbeit verknüpft werden. Um diesem Umstand entgegen zu wirken, könnte sich 
beispielsweise an den Regelungen aus den Bundesländern Bremen oder Mecklenburg-Vor-
pommern orientiert werden. Diese gestalten eine Arbeit nur dann als verpflichtend, wenn es als 
ein zwingend erforderliches Kriterium für eine erfolgreiche Resozialisierung angesehen wird.

106 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 394.
107 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, Rn. 5. siehe auch Kett-Straub/Streng, Strafvoll-

zugsrecht, 87. 
108 Bspw. § 41 I S. 3 StVollzG; § 35 IV NJVollzG.
109 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, Rn. 9.
110 §§ 236a ff. SGB VI; § 37 SGB VI.
111 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, Rn. 9.
112 OLG Koblenz, Urt. vom 09. Juni 1987, NStZ 1987, 429.
113 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, Rn. 9.
114 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 395.
115 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, Rn. 9.
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II. Individualarbeitsrechtlicher Teil

Im folgenden Abschnitt soll der Ausgestaltung der Gefangenenarbeit typische arbeitsrechtliche 
Parameter zugrunde gelegt werden. Dabei liegt der Fokus nicht auf einem Vergleich zwischen 
der Arbeit in Freiheit und im Gefängnis. Es soll anhand der aufgezeigten Aspekte die Rechts-
stellung der Gefangenen in einem Arbeitsumfeld der eigenen Art analysiert und dargestellt 
werden. Jedoch lässt sich das Ergebnis nicht komplett von regulären Arbeitsverhältnissen ab-
strahieren, da aufgrund des Angleichungsgrundsatzes diese einen Ausgangspunkt für eine Be-
urteilung der Gefangenarbeit bieten. Die Anknüpfungspunkte der Betrachtung bilden dabei die 
Begründung, der Inhalt und die Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

1. Begründung des Arbeitsverhältnisses

Die meisten Landesstrafvollzugsgesetze sehen eine Arbeitspflicht für Strafgefangene vor.116 
Damit kommt das Arbeitsverhältnis zwischen Gefangenen und Strafvollzugsanstalt per Ge-
setz zustande. Die Akteure stehen dabei in einem öffentlich-rechtlichen Verhältnis zueinan-
der.117 Die Abwesenheit eines freiwilligen privatrechtlichen Arbeitsvertrages hat zur Folge, 
dass Gefangene nach herrschender Meinung nicht als Arbeitnehmer qualifiziert werden. Dieser 
Umstand ist umso bedenklicher, wenn in Betracht gezogen wird, dass alle anderen Tatbestand-
voraussetzungen nach § 611 a BGB für eine Arbeitnehmereigenschaft (Leistung weisungsge-
bundener, fremdbestimmter Arbeit in persönlicher Abhängigkeit, in den Diensten eines ande-
ren) vorliegen.118

Ein Aberkennen der Arbeitnehmereigenschaft hat jedoch im Gesamtbereich des Arbeits-
rechts schwerwiegende Folgen. So ist die Anwendbarkeit des gesamten Arbeits- sowie Teilen 
des Sozialrechts von diesem Status abhängig. Dies sieht Dahmen als besonders fragwürdig an, 
da sie darauf hinweist, dass Gefangene eine ähnliche Schutzbedürftigkeit wie Arbeitnehmer 
haben, die in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehen.119 In den Bundesländern Bran-
denburg, Rheinland-Pfalz, Sachsen oder dem Saarland wurde die Arbeitspflicht abgeschafft. 
Hier könnte angenommen werden, dass Gefangene partiell umfangreichere Rechte haben als 
im Rest Deutschlands, da ein Arbeitsverhältnis ausschließlich auf freiwilliger Basis zustande 
kommen kann. Jedoch liegt auch hier kein privatrechtlicher Vertrag zugrunde, womit dies 
in weiten Teilen wohl verneint werden kann (eine Ausnahme könnte die Koalitionsbildung 
gem. Art. 9 III GG sein120).

116 § 41 I S. 1 StVollzG; § 42 II BWJVollzGB III; Art. 43 S. 1 BayStVollzG; § 24 I S. 1 StVollzG Bln; 
§ 22 S. 2 BremStVollzG; § 38 I S. 1 HmbStVollzG; § 27 II S. 1 HStVollzG; § 22 S. 1 iVm. § 9 II MVStVollzG; 
§ 38 I NJVollzG; § 29 I S. 2 NRWStVollzG; § 29 I S. 1 iVm. §§ 26 f. JVollzGB LSA; § 35 I S. 1 LStVollzG SH; 
§ 29 I S. 1 ThürJVollzGB.

117 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, Rn. 20.
118 Boll/Röhner, Kritische Justiz (KJ) 2017, 195 (202).
119 Dahmen, Die Verpflichtung zur Arbeit im Strafvollzug, 156.
120 Drenkhahn, in: Müller-Heidelberg/Steven/Pelzer (Hrsg.), Grundrechte-Report 2017, 99 (100).
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2. Inhalt des Arbeitsverhältnisses

In diesem Kapitel soll eine Darstellung der mannigfaltigen Formen der Arbeit erfolgen. Da 
aufgrund der aufzuzeigenden Diversität der verschiedenen Formen der Gefangenenarbeit diese 
Ausgestaltung ganz unterschiedlich ausfallen kann, liegt der Fokus auf Beschäftigungsverhält-
nissen in Haus-, Eigen- und Unternehmerbetrieben. Dies hat zum einen den Grund, dass diese 
Beschäftigungsverhältnisse am häufigsten durch die Strafgefangenen ausgeübt werden. Der 
andere Grund ist, dass Strafgefangene, welche in Haus-, Eigen- oder Unternehmerbetrieben 
arbeiten, in einem öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis stehen, wohingegen Gefangene, die 
bspw. einem freien Beschäftigungsverhältnis nachgehen, einen privatrechtlichen Vertrag (oder 
ähnlichen Rechtsakt) zum Einstellungsbetrieb unterhalten.121 Daraus folgt, dass der Einschluss 
in arbeitsrechtliche Normen weitestgehend gewährleistet ist. Bei Ausnahmen wird auf diese 
auch eingegangen. Am Ende dieses Abschnitts soll die Thematik der (nicht-)monetären Ent-
lohnung betrachtet werden.

a) Arbeitsformen im Strafvollzug

Die verpflichtende, sowie freiwillige Arbeit im Strafvollzug kann verschiedene Organisations-
formen annehmen. So benennt Hüttenrauch folgende sieben Unterscheidungen: Hausbetriebe, 
Eigenbetriebe, Unternehmerbetriebe innerhalb der Vollzugsanstalt, Unternehmerbetriebe au-
ßerhalb der Vollzugsanstalt, freie Beschäftigungsverhältnisse, Selbstbeschäftigung sowie die 
arbeitstherapeutische Maßnahme.122

In diesem Portfolio aus unterschiedlichen Maßnahmen nehmen die freien Beschäftigungs-
verhältnisse, die Selbstbeschäftigung und die arbeitstherapeutischen Maßnahmen eine Sonder-
stellung ein, da sie sich von den anderen Beschäftigungsformen bezüglich der Zielsetzung und/
oder der Ausgestaltung unterscheiden und (zumindest im Fall des freien Beschäftigungsver-
hältnisses und der Selbstbeschäftigung) eine eher geringe Fallzahl aufweisen.123 Im Folgenden 
werden die Unternehmerbetriebe innerhalb und außerhalb von Vollzugsanstalten zusammen-
gefasst und unter Unternehmerbetriebe geführt. 

aa) Hausbetriebe

In den Hausbetrieben wird insbesondere die anstaltsinterne, reproduktive Arbeit geleistet. 
Denkbare Tätigkeiten wären z. B. das Zubereiten und Ausgeben der Mahlzeiten, Reinigungs- 
und Gartenarbeiten sowie auch Hilfstätigkeiten in der Krankenabteilung.124 Die Hälfte der 
Bundesländer (Niedersachsen, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, Sachsen, 
Thüringen, Baden-Württemberg, Bayern)125 hat in ihren Strafvollzugsgesetzen festgehalten, 
dass es zulässig ist, die Häftlinge drei Monate im Jahr zu solchen Hilfstätigkeiten zu verpflich-
ten.126 Es bedarf hier einer besonderen Zulässigkeitserklärung seitens des Gesetzgebers, da 

121 Boll/Röhner, Kritische Justiz (KJ) 2017, 195 (196 f.).
122 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 52 ff.
123 Dazu die Ausführungen „IV. freies Beschäftigungsverhältnis“ und „V. Selbstbeschäftigung“.
124 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 58.
125 Hier bildet das Bundesland Sachsen die Ausnahme mit der Erklärung, dass Gefangene „im Rahmen ihrer körperlichen 

und geistigen Fähigkeiten an Arbeiten der Versorgung, der Sauberkeit und der Ordnung in der Anstalt mit[wirken].“
126 § 42 I S. 3 StVollzG; § 35 II S. 2 NJVollzG; § 38 I S. 2 HStVollzG; § 29 III NRWStVollzG; 

§ 29 II S. 2 JVollzGB LSA; § 22 II SächsStVollzG; § 29 I S. 2 ThürJVollzGB; § 47 I S. 2 BWJVollzGB III; 
Art. 43 S. 2,3 BayStVollzG.



25

Sebastian Barth Gefangenenarbeit in Bezug auf das Resozialisierungsziel

oft anzunehmen ist, dass diese Art der Tätigkeiten weder den individuellen Bedürfnissen der 
Gefangenen an einer gelungenen Resozialisierung noch den eigenen Anforderungen (zumin-
dest im Fall von Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, Baden-Württemberg, 
Bayern) im Sinne einer wirtschaftlichen Tätigkeit genügen.127 Es ist nicht unüblich, dass diese 
Form der Beschäftigung gewählt wird, um zeitweise ein mangelndes Arbeitsangebot seitens 
der Vollzugsanstalten statistisch zu verbergen, mit dem Nebeneffekt, dass die Gefangenen 
zumindest irgendwie nutzbringend beschäftigt werden. Einnahmen kann die Vollzugsanstalt 
durch diese Form der Beschäftigung nicht generieren. Jedoch können die Ausgaben gesenkt 
werden, indem keine Dritten mit diesen Arbeiten beauftragt werden müssen.128

bb) Eigenbetriebe

Die Eigenbetriebe (auch Regiebetriebe) werden durch die Anstaltsverwaltung organisiert 
und geführt. Somit sind Produktionsmittel, inklusive Rohstoffe und Halbzeuge in öffentli-
cher Hand.129 Diese Art von Betrieb ist vornehmlich als Handwerks- oder Industriebetrieb 
ausgestaltet. Das Betriebsrisiko wird dabei von der betreibenden Vollzugsanstalt getragen.130 
Arbeitsbedingungen werden möglichst denen der freien Wirtschaft angeglichen, es besteht 
jedoch eher die Möglichkeit, auf die Bedürfnisse der Gefangenen gezielt einzugehen.131 Be-
arbeitet werden in diesen Betrieben sowohl anstaltsinterne und behördliche Aufträge als auch 
Anfragen von Unternehmen der freien Wirtschaft. Durch diesen relativ stabilen Kundenkreis 
ist es den Eigenbetrieben möglich eine mehr oder weniger konstante Auftragslage zu bearbei-
ten. Die Folge ist, dass die konjunkturellen Schwankungen nicht so stark zu spüren sind wie 
bei anderen Formen der Gefangenenarbeit.132

cc) Unternehmerbetriebe

Unternehmerbetriebe sind Betriebe, die sich sowohl innerhalb als auch außerhalb des Voll-
zugsgeländes befinden können und durch Private geführt werden. Dabei wird das Betriebs-
risiko sowie teilweise auch die fachliche und technische Leitung von privatwirtschaftlichen 
Unternehmen getragen.133 Diese halten auch das Eigentum an Produktionsmitteln.134 Bei Unter-
nehmerbetrieben außerhalb von Vollzugsanstalten arbeiten die Gefangenen auf den Betriebs-
geländen der externen Unternehmen (sog. unechter Freigang).135 Die Arbeitsbedingungen sind 
denen der freien Wirtschaft anzugleichen. Diese Angleichung wird bei Unternehmerbetrieben 
außerhalb von Vollzugsanstalten weitestgehend verwirklicht.136 An dieser Stelle muss aber 
nochmal deutlich darauf hingewiesen werden, dass es sich ausschließlich um die fachliche und 
technische Aufsicht über die Strafgefangen handelt, welche auf privatwirtschaftliche Unterneh-
men übertragen werden kann. Das dem Vollzug ausgelieferte Individuum bleibt auch während 

127 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 408.
128 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 58.
129 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 401.
130 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 55.
131 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 55; Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 401.
132 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 55 f.
133 Vgl. § 149 IV StVollzG; Art. 39 V BayStVollzG; § 107 IV BbgJVollzG; § 73 II HStVollzG; § 93 IV MVStVollzG; 

§ 104 IV LJVollzG RLP; § 93 IV SLStVollzG; § 106 IV S. 2 SächsStVollzG; § 105 IV ThürJVollzGB; 
§ 130 V LStVollzG SH; § 94 BremStVollzG; § 109 III JVollzGB LSA; § 94 III NRWStVollzG.

134 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, Rn. 7.
135 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 402; dazu auch Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 22, 

Rn. 7.
136 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 54 f.
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der Arbeitszeit in einem Unternehmerbetrieb in öffentlich-rechtlicher Verantwortung.137 Die-
se Voraussetzung ist nach dem BVerfG zwingend, da sonst die Eingriffsermächtigung des  
Art. 12 III GG in die Berufsfreiheit gem. Art. 12 I GG übertreten wird.138

Das Rechtsverhältnis, in dem die Strafgefangenen zu dem privaten Unternehmen stehen, 
ist nicht mit einem privatrechtlichen Arbeitsvertrag vergleichbar. Es besteht ein öffentlich-
rechtliches Verhältnis mit der Strafvollzugsanstalt.139 Die Unternehmen schließen mit den 
Strafvollzugsanstalten einen öffentlich-rechtlichen Vertrag ab. Die Leistung der Vollzugsan-
stalten besteht in der Bereitstellung von Arbeitskraft. Diese Arbeitskraft wird durch die Ge-
fangenen aufgebracht und soll dabei eine Resozialisierungsmaßnahme darstellen, zu der die 
Vollzugsanstalten verpflichtet sind. Als Gegenleistung verpflichten sich die privaten Unterneh-
men, eine monetäre Zahlung an die Justizvollzugsanstalten zu tätigen.140 Durch diese Zahlung 
werden wiederum auch die Gefangenen zu den in den Strafvollzugsgesetzen bestimmten Satz 
vergütet.141

Diese Form der Gefangenenarbeit (insbesondere die des „unechten Freigangs“) war lange 
Zeit bei den Vollzugsanstalten sehr beliebt und wurde stark gefördert.142 Eine solche Ausrich-
tung auf die Arbeit in Unternehmerbetrieben wurde jedoch durch das BVerfG für verfassungs-
widrig erklärt.143 Zum einen wurde in dem Urteil festgestellt, dass nur Gefangene für die Arbeit 
in Unternehmerbetrieben außerhalb der Vollzugsanstalten in Betracht kommen, die generell für 
den Freigang zugelassen sind. Zum anderen auch nur, wenn die Anstalt vorher versucht hat, ein 
freies Beschäftigungsverhältnis für diese zu arrangieren.144 Jedoch ist der „unechte Freigang“ 
nach wie vor eine häufige Form der Arbeit in der Welt des Strafvollzugs.145

Der Bundesgesetzgeber hat zu den Unternehmerbetrieben in § 41 III StVollzG normiert, 
dass eine Arbeit bei privaten Unternehmern die Zustimmung der Gefangenen bedarf. Diese 
Norm wurde jedoch mit dem Verweis (§ 198 IV StVollzG) außer Kraft gesetzt, dass das Zu-
stimmungserfordernis in einem besonderen Bundesgesetz bis zum 31. Dezember 1985 zum 
Tragen kommt. Ein entsprechendes Gesetz wurde nie verabschiedet. Auch die Landesgesetz-
geber haben davon abgesehen, eine entsprechende Norm zu erlassen.146 Jedoch missbilligt 
auch das Übereinkommen Nr. 29 der ILO (Internationale Arbeitsorganisation) solche Formen 
der Zwangsarbeit. Die Bundesrepublik hat dieses internationale Übereinkommen 1956 ra-
tifiziert.147 Das BVerfG hat zwar in einem Urteil von 1998148 festgestellt, dass ein unechter 
Freigang nur mit Einwilligung der Strafgefangenen zulässig ist, bei Unternehmerbetrieben 
innerhalb der Vollzugsanstalt sieht es jedoch von diesem Erfordernis ab. 

Die Gefangenen werden im Rahmen der Arbeit in Unternehmerbetrieben dazu gezwungen, 
eine Tätigkeit, die einen nicht unerheblichen Aufwand erfordert149, auszuüben. Die Früchte 
dieser Arbeit werden dem Privaten zuteil. Ob die Arbeitsleistung dabei innerhalb oder außer-
halb einer Vollzugsanstalt zur Verfügung gestellt wird, ist bei einer Auslegung des Wortlautes 

137 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 402.
138 BVerfG, Urt. vom 01. Juli 1998, NJW 1998, 3337 (3339).
139 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 403.
140 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 53 f.
141 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 402.
142 Ibid., Strafvollzug, Rn. 405.
143 BVerfG, Urt. vom 01. Juli 1998, NJW 1998, 3337.
144 BVerfG, Urt. vom 01. Juli 1998, NJW 1998, 3337 (3340).
145 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 54.
146 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 404.
147 Art. 1 Gesetz betreffend das Übereinkommen Nr. 29 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 28. Juni 1930 über 

Zwangs- oder Pflichtarbeit vom 1. Juni 1956, BGBl. II 1956, 640 (640).
148 BVerfG, Urt. vom 01. Juli 1998, NJW 1998, 3337 (3340).
149 Vgl. Ruffert, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), BeckOK Grundgesetz, Art. 12, Rn. 141.
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des Art 2.2 c des Übereinkommen Nr. 29 der ILO unerheblich. Der Sachverhalt wird noch 
prekärer, wenn man berücksichtigt, dass das öffentlich-rechtliche Verhältnis, in dem die Ge-
fangenen mit den Vollzugsanstalten stehen, ein Ausschluss von nahezu allen Rechten und 
Pflichten, die arbeitsrechtliche Regelungen nach sich ziehen, zur Folge hat.150 Es ist m. E. da-
bei unbedeutend, wo ein Unternehmerbetrieb unterhalten wird, da in beiden Fällen ein „Min-
destmaß organisierter öffentlichrechtlicher Verantwortlichkeit“ vorhanden sein muss.151 Dieses 
Kriterium sieht das BVerfG in ihrem Urteil von 1998 als zwingend für einen verfassungs-
gemäßen Eingriff in Art. 12 GG an. Ob es sich im Einzelfall um einen Unternehmerbetrieb 
innerhalb oder außerhalb des Vollzugsgeländes handelt, ist unerheblich, da bei einem Fehlen 
dieses Erfordernisses ein generelles Übertreten der Eingriffsrechtfertigung aus Art. 12 III GG 
anzunehmen ist.152 Dementsprechend impliziert Art. 2.2 c des Übereinkommen Nr. 29 der ILO 
m. E. entgegen der Auffassung des BVerfG, dass bei völkerrechtsfreundlicher Auslegung des 
Grundgesetzes ein Zustimmungserfordernis seitens der Gefangenen bestehe, wenn sie in Un-
ternehmerbetrieben innerhalb oder außerhalb der Vollzugsanstalten eingesetzt werden sollen.153

Diese Ansicht teilt das BVerfG jedoch nicht, da es moniert, dass das zur Verfügung stellen 
der Arbeitskraft von Gefangenen an Private innerhalb der Vollzugsanstalten sich im Ermäch-
tigungsrahmen der Anordnung von Zwangsarbeit gem. Art. 12 III GG bewegt. Dabei ist es 
egal, ob auch die fachliche und technische Leitung auf Private übertragen worden ist. Dies ist 
meines Erachtens zu kurzgefasst und in sich nicht konsequent. Ein wirksamer Schutz gegen 
das Verdingungsverbot von Strafgefangenen kann durch diese Entscheidung des BVerfG nicht 
gewährleistet werden.

Laubenthal stellt weiterhin fest, dass der einzelne Gefangene die Arbeit nicht verweigern 
kann, wenn ein Verstoß gegen das Verdingungsverbot vorliegt.154 Die Vorteile, die dagegen 
Unternehmen, welche in deutschen Strafvollzugsanstalten produzieren lassen, haben, sind 
offensichtlich. Es müssen keine Abgaben an die Sozialversicherungssysteme geleistet wer-
den, die Lohnkosten sind sehr gering und durch die Aussetzung privat- oder arbeitsrechtlicher 
Kündigungsregelungen in Verbindung mit einer zumeist bestehenden Arbeitspflicht sind die 
Arbeitskräfte äußerst flexibel einsetzbar.155

dd) Freie Beschäftigungsverhältnisse

Die Möglichkeit, dass die Strafgefangenen auf Antrag ein freies Beschäftigungsverhältnis auf-
nehmen können, kennen alle Länderstrafvollzugsgesetze sowie auch das Strafvollzugsgesetz 
des Bundes.156 Im Rahmen des freien Beschäftigungsverhältnisses stehen die Gefangenen nicht 
wie in den anderen Formen der Gefangenenarbeit in einem öffentlich-rechtlichen Arbeitsver-
hältnis zu der Vollzugsanstalt, sondern unterhalten einen privatrechtlichen Arbeitsvertrag oder 
vertragsähnlichen Akt, der durch die Strafvollzugsanstalt genehmigt wird.157 Dadurch werden 
arbeitsrechtliche Vorschriften wie z. B. Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, Einbezug in die 

150 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 403.
151 BVerfG, Urt. vom 01. Juli 1998, NJW 1998, 3337 (3340).
152 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 402.
153 A. A. Ibid., Strafvollzug, Rn. 395.
154 Ibid., Strafvollzug, Rn. 404.
155 Boll, Blätter für deutsche und internationale Politik 2016, 25 (25).
156 Vgl. § 39 I StVollzG; § 45 I S. 1 BWJVollzGB III; Art. 42 I S. 1 BayStVollzG; § 26 I S. 1 StVollzG Bln; 

§ 31 I S. 1 BbgJVollzG; § 23 I S. 1 BremStVollzG; § 36 I HmbStVollzG; § 27 VII S. 1 HStVollzG;  
§ 23 I S. 1 MVStVollzG; § 36 I S. 1 NJVollzG; § 31 I S. 1 NRWStVollzG; § 30 I S. 1 LJVollzG RLP; 

 § 23 I S. 1 SLStVollzG; § 23 I S. 1 SächsStVollzG; § 30 I S. 1 JVollzGB LSA; § 36 I S. 1 LStVollzG SH; 
§ 30 I S. 1 ThürJVollzGB.

157 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 414.
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Sozialversicherungssysteme oder Kündigungsschutz auf entsprechende Gefangene sowie auf 
die Unternehmen als Vertragspartner übertragen. Auch der Einbezug der Gefangenen in an-
wendbare Tarifverträge ist denkbar, muss aber im konkreten Einzelfall überprüft werden. So ist 
es z. B. denkbar, dass eine Abweichung vom Tarifvertrag durch den Tarifvertrag zuungunsten 
der gefangenen Beschäftigten möglich ist. Das hätte sog. untertarifliche Bedingungen für die 
Strafgefangenen zur Folge.158

In einem freien Beschäftigungsverhältnis kann sowohl einer regulären Beschäftigung als 
auch einer beruflichen oder schulischen Ausbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen nachge-
gangen werden. Damit die Strafgefangenen ein solches Beschäftigungsverhältnis in Anspruch 
nehmen können, müssen drei Voraussetzungen erfüllt sein. Erstens muss durch die Maßnahme 
gewährleistet sein, dass Fähigkeiten für eine Erwerbsarbeit nach der Entlassung vermittelt, 
gefördert oder erhalten werden.159 Dies betrifft die Geeignetheit der Tätigkeit an sich und des 
potenziellen Arbeitsplatzes bzw. Arbeitgebers gleichermaßen.160 Zweitens dürfen keine über-
wiegenden Gründe des Vollzugs der Maßnahme entgegenstehen. Hier ist beispielsweise ein 
unverhältnismäßig erhöhter Personalaufwand seitens der Vollzugsanstalt als Ablehnungsgrund 
denkbar, sofern die Arbeits- bzw. Ausbildungszeiten nicht in den üblichen Dienstzeiten lie-
gen.161 Hingegen ist es kein Ablehnungsgrund, wenn die in Frage kommenden Strafgefangenen 
Leistungsträger in Eigen- oder Unternehmerbetrieben sind und Umsatzeinbußen bei Wegfall 
dieser Arbeitskraft entstehen könnten. Auch der Verweis auf organisatorische Schwierigkeiten, 
wie beispielsweise die Erwägung, dass „[…] eine Trennung von Gefangenen des geschlossenen 
Vollzuges nicht möglich ist, kann nicht zum Nachteil der für den Freigang und ein Beschäfti-
gungsverhältnis geeigneten Gefangenen ausschlagen“, so Galli.162 Das dritte Merkmal ist eng 
mit dem Zweiten verknüpft, welches besagt, dass die Gefangenen für eine Außenbeschäftigung 
bzw. einen Freigang in Frage kommen müssen.163 Dies ist anzunehmen, wenn nicht davon 
ausgegangen werden kann, dass die potenziellen Gefangenen sich dem Strafvollzug entziehen 
oder die Vollzugslockerung missbraucht werden.164 Die Erwägung, dass ein Gefangener, der 
nicht für den Freigang in Frage kommt, ein freies Beschäftigungsverhältnis aufnimmt, würde 
den Sicherungsauftrag der Vollzugsanstalten gefährden. Damit wäre auch ein überwiegender 
Grund des Vollzugs, welcher der Maßnahme entgegensteht, impliziert. Dennoch kann zusam-
menfassend festgestellt werden, dass das zweite Tatbestandsmerkmal eher die Fähigkeiten der 
Vollzugsanstalt umfasst, während das dritte Tatbestandsmerkmal auf die Eignung der poten-
ziellen Strafgefangenen abzielt.

Da es die Vollzugsanstalt vor organisatorische Schwierigkeiten stellen könnte eine lücken-
lose Überwachung der im freien Beschäftigungsverhältnis stehenden Gefangenen zu gewähr-
leisten und damit der Sicherungsauftrag in Gefahr gerät, haben sie ein ausgeprägtes Weisungs-
recht. Nach Walther kann die Vollzugsanstalt so z. B. einen festen Rückkehrzeitpunkt und die 
Wahl der Arbeitsroute bzw. der Verkehrsmittel festlegen. Weiterhin besteht die Möglichkeit, 
dem Gefangenen das Aufsuchen bestimmter Orte oder den Gebrauch von Genussmitteln zu 

158 Walther, in: Graf (Hrsg.), BeckOK Strafvollzugsrecht Bund, § 39, Rn. 11.
159 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 414.
160 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 9.
161 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 414.
162 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 10.
163 § 11 I Nr. 1 2. Alt. StVollzG; § 9 II Nr. 1 2. Alt. BWJVollzGB III; Art. 13 I Nr. 1 2. Alt. BayStVollzG; 

§ 42 I Nr. 4 StVollzG Bln; § 46 I S. 1 Nr. 4 BbgJVollzG; § 38 I Nr. 4 BremStVollzG;  
§ 12 I S. 1 Nr. 5 2. Alt. HmbStVollzG; § 13 III S. 1 Nr. 2 2. Alt. HStVollzG; § 38 I Nr. 4 MVStVollzG; 
§ 13 I Nr. 1 2. Alt. NJVollzG; § 53 II Nr. 4 2. Alt. NRWStVollzG; § 45 I S. 1 Nr. 4 LJVollzG RLP; 
§ 38 I Nr. 4 SLStVollzG; § 38 I Nr. 4 SächsStVollzG; § 45 I Nr. 6 JVollzGB LSA; § 55 I Nr. 4 LStVollzG SH; 
§ 46 I S. 1 Nr. 4 ThürJVollzGB.

164 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 8.



29

Sebastian Barth Gefangenenarbeit in Bezug auf das Resozialisierungsziel

untersagen.165 Galli stellt jedoch klar, dass eine Überwachung der Gefangenen nicht lücken-
los sein muss und so auch Berufe, die eine räumliche Mobilität voraussetzen, für das freie 
Beschäftigungsverhältnis kein Hindernis sein können.166 Er bezieht sich dabei auf ein Urteil 
des LG Göttingen vom 12. April 1990.167

Das freie Beschäftigungsverhältnis ist insbesondere mit Blick auf den Angleichungs-
grundsatz die Organisationsform, die den Resozialisierungsauftrag am wirksamsten umsetzt.168 
„Eine wirkliche Vorbereitung auf das Leben in Freiheit ist am ehesten dann möglich, wenn 
man weitgehend in die Spielregeln der Normalität eingegliedert ist“, so Galli.169 Dennoch ist 
das freie Beschäftigungsverhältnis eher eine Seltenheit im deutschen Strafvollzug. Dies resul-
tiert daraus, dass potenzielle Arbeitgeber nicht bereit sind, einen privatrechtlichen Vertrag mit 
Gefangenen einzugehen oder die Gefangenen schlicht nicht geeignet sind.170 Dennoch gibt es 
auch hier positive Entwicklungen, die Hoffnungen auf eine Ausdehnung dieses Programms 
wecken. So betreibt das Bundesland Baden-Württemberg ein sog. „Kurzstrafenprogramm“. 
Dies beinhaltet, dass Gefangene, die nicht länger als 15 Monate einem Freiheitsentzug ausge-
setzt sind und an ihrem bisherigen Arbeitsplatz weiter beschäftigt werden, sofortigen Freigang 
erhalten und damit ein freies Beschäftigungsverhältnis im Sinne des Strafvollzugsgesetz aus-
üben können. Eine Abweichung von dieser Norm ist nur durch die Angabe von gewichtigen 
Gründen möglich.171

Die Gefangenen können jedoch bei Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen keinen 
rechtlichen Anspruch auf die Gewährung eines freien Beschäftigungsverhältnisses geltend ma-
chen. Es handelt sich auch hier um eine Ermessensentscheidung, bei der die Vollzugsanstalt die 
Wahl zwischen verschiedenen Verhaltensmöglichkeiten hat.172 Das BVerfG hat sich in seinem 
Urteil vom 01. Juli 1998 klar für das freie Beschäftigungsverhältnis ausgesprochen und sieht 
in diesem die besten Resozialisierungschancen. Es betont, dass eine Ablehnung nur aus „ge-
wichtigen Vollzugsbelangen“ zu rechtfertigen sei.173 Dadurch scheint der Ermessensspielraum 
der Strafvollzugsanstalten reduziert.174 An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass Ermessen 
ausschließlich auf der Rechtsfolgenseite eingeräumt wird und die Vollzugsanstalten einen Aus-
nahmefall nicht nach ihrem Ermessen definieren können.175

ee) Selbstbeschäftigung

Wie beim freien Beschäftigungsverhältnis kennen auch alle Strafvollzuggesetze die Mög-
lichkeit der Selbstbeschäftigung der Gefangenen.176 Inhaltlich umfasst die Selbstbeschäfti-
gung alle freiberuflichen Tätigkeiten in einem weiteren Sinn. So sind beispielsweise nicht 
nur wissenschaftliche, journalistische oder künstlerische Tätigkeiten umfasst. Im Rahmen der 

165 Walther, in: Graf (Hrsg.), BeckOK Strafvollzugsrecht Bund, § 39, Rn. 11.
166 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 11.
167 LG Göttingen, Urt. vom 12. April 1990, Strafverteidiger (StV) 1990, 359.
168 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 12.
169 Ibid., in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 5.
170 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 57.
171 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 13.
172 Ibid., in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 11.
173 BVerfG, Urt. vom 01. Juli 1998, NJW 1998, 3337 (209 f.).
174 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 11.
175 Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 327.
176 Vgl. § 39 I S. 1 StVollzG; § 45 I S. 1 BWJVollzGB III; Art. 42 II BayStVollzG; § 26 I S. 1 StVollzG Bln; 

§ 31 I S. 1 BbgJVollzG; § 23 I S. 1 BremStVollzG; § 36 I HmbStVollzG; § 27 IV HStVollzG; 
§ 23 I S. 1 MVStVollzG; § 36 II NJVollzG; § 31 II NRWStVollzG; § 30 I S. 1 LJVollzG RLP; 
§ 23 I S. 1 SLStVollzG; § 23 I S. 1 SächsStVollzG; § 30 I S. 1 JVollzGB LSA; § 36 I S. 1 LStVollzG SH; 
§ 30 I S. 1 ThürJVollzGB.
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Selbstbeschäftigung können auch exemplarisch genannt das Führen einer Firma, Verpflichtun-
gen durch Sorge- und Reproduktionsarbeit oder das Studium an einer Universität oder Fach-
hochschule in Betracht kommen.177 Kennzeichnend ist jedoch, dass potenzielle Gefangene bei 
der Aufnahme der Selbstbeschäftigung weder in einem öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis 
(wie es in Eigen- oder Unternehmerbetrieben der Fall ist), noch in einem abhängigen Beschäf-
tigungsverhältnis privatrechtlicher Natur (wie etwa bei einem freien Beschäftigungsverhältnis) 
stehen.178 Bisher ist es strittig, ob die Selbstbeschäftigung sowohl innerhalb als auch außerhalb 
der Gefängnismauern stattfinden kann.179 Während die Bundesländer Schleswig-Holstein, Nie-
dersachsen und Hamburg die Selbstbeschäftigung ausdrücklich innerhalb und außerhalb der 
Vollzugsanstalt zulassen180, ist in den Bundesländern Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in den 
jeweiligen Landesstrafvollzugsgesetzen lediglich von einer Selbstbeschäftigung außerhalb der 
Strafvollzugsanstalt die Rede.181

Da nur in wenigen Strafvollzugsgesetzen spezifische Voraussetzungen an die Selbstbe-
schäftigung geknüpft sind182, wird hier nach der herrschenden Meinung auf die allgemeinen 
Erfordernisse der Gefangenenarbeit zurückgegriffen. So muss eine Selbstbeschäftigung analog 
zu § 37 StVollzG dem Ziel zumindest zuträglich sein, dass die Fähigkeiten für eine Erwerbs-
arbeit nach der Entlassung vermittelt, erhalten oder gefördert werden. Wenn die Geeignetheit 
der Maßnahme bejaht wurde, muss darauf aufbauend geprüft werden, ob die üblichen Formen 
der Gefangenenarbeit wie z. B. in Eigen- oder Unternehmerbetrieben unter Resozialisierungs-
gesichtspunkten besser geeignet sind, diese zu erreichen. Dies ist im Einzelfall mit anderen 
zur Verfügung stehenden Arbeitsplätzen der Anstalt abzugleichen. Bei einer alternativen Be-
schäftigungslosigkeit ist der Selbstbeschäftigung immer der Vorrang zu gewähren.183 Falls die 
Selbstbeschäftigung außerhalb der Vollzugsanstalt ausgeübt werden soll, müssen ferner die 
Voraussetzungen für den Freigang erfüllt sein. 

Auch bei der Gewährung einer Selbstbeschäftigung steht der Vollzugsanstalt ein Ermessen 
zu. Hier haben einige der Landesgesetzgeber wie auch ursprünglich der Bundesgesetzgeber 
vom Formulieren einer „Soll-Vorschrift“ abgesehen. In den Bundesländern Baden-Württem-
berg, Bayern, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen wurde stattdessen die Formulierung 
„kann“ gewählt.184 Dies hat zur Folge, dass der Ermessenspielraum der Vollzugsanstalten in 
Bezug auf eine Gewährung der Selbstbeschäftigung weiter gefasst ist als in den Bundesländern, 
die sich für eine „Soll-Vorschrift“ entschieden haben.185 Hüttenrauch führt weiterhin aus, dass 
bei der Gewährung einer Selbstbeschäftigung ein strengerer Maßstab als bei der Gewährung 
eines freien Beschäftigungsverhältnisses angewandt werden kann. Dieser strengere Maßstab 
ist mit den noch beschränkteren Aufsichtsmöglichkeiten zu begründen.186 Galli erklärt zu 
Recht, dass eine solche Begründung nicht qualifiziert sei, um einen für die Strafgefangenen 
strengeren Ermessensspielraum zu begründen. Eine lückenlose Aufsicht der Gefangenen sei 
auch im freien Beschäftigungsverhältnis nicht möglich. Während die Vollzugsbehörden sich 

177 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 31 f.
178 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 419.
179 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 34.
180 Vgl. § 36 I HmbStVollzG; § 36 II S. 1 und S. 2 NJVollzG; § 36 I S. 1 LStVollzG SH.
181 Vgl. § 26 I S. 1 StVollzG Bln; § 31 I S. 1 BbgJVollzG; § 23 I S. 1 BremStVollzG; § 23 I S. 1 MVStVollzG; 

§ 30 I S. 1 LJVollzG RLP; § 23 I S. 1 SLStVollzG; § 23 I S. 1 JVollzGB LSA; § 30 I S. 1 ThürJVollzGB.
182 Zum Beispiel“ in § 36 I S. 1 HmbStVollzG.
183 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 33.
184 Vgl. § 39 II StVollzG; § 45 II BWJVollzGB III; Art. 42 II BayStVollzG; § 36 II S. 1 NJVollzG; 

§ 31 II S. 1 NRWStVollzG.
185 Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 319 f.
186 Hüttenrauch, Die Arbeit als Resozialisierungsfaktor, 58 f.
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im freien Beschäftigungsverhältnis mit der Verlautbarung von Weisungen, wie beispielsweise 
der Vorgabe von Fahrrouten etc. zu helfen wissen, scheint dies bei der Genehmigung einer 
Selbstbeschäftigung eher auf Ablehnung seitens der Strafvollzugsanstalten zu stoßen.187 Dies 
spiegelt auch die Menge derer wider, die für eine Selbstbeschäftigung zugelassen sind. Laut 
Galli kommt die Selbstbeschäftigung noch „sehr viel seltener als die Eingehung eines freien 
Beschäftigungsverhältnisses vor“.188

ff)	 Arbeitstherapeutische	Maßnahmen/Arbeitstraining

Alle Bundesländer haben die Form der arbeitstherapeutischen Maßnahme in ihren Vollzugsge-
setz aufgenommen.189 Die Art der Maßnahme wird in den Bundesländern Berlin, Brandenburg, 
Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen noch präzisiert, indem spezielle Ziele und Fähigkeiten, 
auf die diese Maßnahme abzielt, festgehalten wurden. Die genannten Fähigkeiten sind Selbst-
vertrauen, Durchhaltevermögen und Konzentrationsfähigkeit. Dabei ist dem Wort „wie“ vor 
der Ausführung zu entnehmen, dass dies keine abschließende Aufzählung des Gesetzgebers 
ist und ggf. durch die Vollzugsanstalten erweitert werden kann. Galli führt dazu aus, dass der 
Zweck dieser Maßnahme vor allem darin besteht, mit den Gefangenen einen strukturierten 
Tagesablauf zu trainieren und so den Grundstein für den weiteren Eingliederungsprozess in 
erwerbsorientierte Arbeit zu legen. In den Bundesländern, in denen die arbeitstherapeutische 
Maßnahme nicht weiter spezifiziert wurde (mit Ausnahme von Hessen), beziehen sich die Voll-
zugsbehörden bei der Zuweisung von Beschäftigung auf die Frage, ob der zu beschäftigende 
Gefangene zu wirtschaftlich ergiebiger Arbeit in der Lage ist. Wird dies verneint, so soll er ar-
beitstherapeutisch beschäftigt werden. Dabei muss jedoch auch die arbeitstherapeutische Maß-
nahme den allgemeinen Ansprüchen der Arbeit in Strafvollzugsanstalten gerecht werden.190

Die Bundesländer, die in ihren Vollzugsgesetzen die arbeitstherapeutische Maßnahme 
konkretisiert haben, kennen darüber hinaus noch das Arbeitstraining.191 Das Arbeitstraining 
ist dabei als ein auf der arbeitstherapeutischen Maßnahme aufbauender Schritt zu verstehen. 
Dabei ist das Ziel des Arbeitstrainings wichtige Fertigkeiten und Kenntnisse, die im modernen 
Arbeitsleben gefordert werden, zu vermitteln.192 Da der Arbeitsmarkt jedoch einem ständigen 
Wandel unterliegt, variiert auch die konkrete Ausgestaltung. Dies sollte sie zumindest, wenn 
das Arbeitstraining seinem Ziel gerecht werden will.193

187 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 33.
188 Ibid., in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 31.
189 § 42 I, III BWJVollzGB III; Art. 39 I, III BayStVollzG; § 21 StVollzG Bln; § 27 BbgJVollzG; § 19 BremStVollzG; 

§ 34 I, V HmbStVollzG; § 27 I, 3 HStVollzG; § 19 MVStVollzG; § 35 I, III NJVollzG; § 29 I, II NRWStVollzG; 
§ 26 LJVollzG RLP; § 19 SLStVollzG; § 19 SächsStVollzG; § 26 JVollzGB LSA; § 32 LStVollzG SH; 
§ 26 ThürJVollzGB.

190 § 42 I, III BWJVollzGB III; Art. 39 I, III BayStVollzG; § 34 I, V HmbStVollzG; § 27 I, III HStVollzG; 
§ 35 I, III NJVollzG; § 29 I S. 1, II S. 3 NRWStVollzG.

191 § 22 StVollzG Bln; § 28 BbgJVollzG; § 20 BremStVollzG; § 20 MVStVollzG; § 27 LJVollzG RLP; 
§ 20 SLStVollzG; § 20 SächsStVollzG; § 27 JVollzGB LSA; § 32 I LStVollzG SH; § 27 ThürJVollzGB.

192 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 20, Rn. 5.
193 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 407.
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gg) Zwischenfazit: Arbeitsformen

Aus den Beschreibungen der einzelnen Formen der Arbeit wird ersichtlich, dass es Formen 
der Arbeit gibt, welche besser geeignet sind, um eine Resozialisierung der Inhaftierten zu 
fördern, als andere. So ist beispielsweise anzumerken, dass die potentiellen Gefangenen bei 
der Selbstbeschäftigung wie auch im freien Beschäftigungsverhältnis zu einem aktiven, han-
delnden Subjekt werden, von welchem erwartet wird, Verantwortung für das, was es tut, zu 
übernehmen. Andernfalls könnte bspw. der Freigängerstatus aberkannt und damit auch die 
Aufrechterhaltung der Selbstbeschäftigung bzw. des privatrechtlichen Arbeitsverhältnisses bei 
einem Externen gefährdet bzw. unmöglich werden. Bei einer Beschäftigung in Unternehmer- 
oder Eigenbetrieben hingegen sind die Gefangenen zumeist passive, verwaltete Subjekte, von 
denen lediglich das Annehmen und Ausführen von Weisungen erwartet wird.194 Vorteilhaft für 
Beschäftigte in Unternehmerbetrieben ist jedoch die Kontaktaufnahme zu potenziellen Arbeit-
gebern zu bewerten. Durch eine Arbeitstätigkeit bei Unternehmen des freien Arbeitsmarktes 
können bereits während der Haft eigene Fähigkeiten unter Beweis gestellt werden. Dieser 
Umstand könnte sich für die Leistungsträger unter den arbeitenden Gefangenen nach der Ent-
lassung positiv auswirken, da Übernahmechancen bei den besagten Unternehmen bestehen 
könnten. Weiter positiv hervorzuheben ist auch, dass die Strafvollzugsgesetze der Länder eine 
Vielzahl an unterschiedlichsten Beschäftigungsarten kennen, die somit auch unterschiedliche 
Anforderungen an die Fähigkeiten der Gefangenen stellen. Dieser Umstand ermöglicht es, auf 
die individuellen Bedürfnisse und Ansprüche einzugehen, und so Über- und Unterforderung 
weitestgehend zu vermeiden. Auch Initiativen wie das „Kurzstrafenprogramm“ können vor-
teilhaft sein. So wird es den vom Freiheitsentzug Betroffenen möglich, ihre bisherige Arbeit 
fortzusetzen, sofern keine wichtigen Vollzugsbelange im Weg stehen. Durch dieses Vorgehen 
wird es ermöglicht, dass weiterhin ein regelmäßiges Einkommen v.a. bei kürzeren Haftstrafen 
erzielt wird und so Mietzahlungen, Unterhaltsforderungen etc. beglichen werden können. Bei 
der Haftentlassung entstehende Schwierigkeiten für die entlassende Person werden so redu-
ziert.

b) Entlohnung

Im folgenden Teil soll genauer auf den Aspekt der Entlohnung eingegangen werden. Hier 
sind zwei verschiedene Formen der Entlohnung zu unterscheiden. Zum einen die monetäre 
Entlohnung und zum anderen die nicht-monetäre Entlohnung.195 Zweiteres gestaltet sich meist 
in Form eines Zeitausgleiches bzw. freier Tage, an welchen die Betroffenen nicht arbeiten 
müssen und/oder früher aus der Haft entlassen werden können. Eng damit verbunden sind 
die Freistellungstage, die jedem arbeitenden Gefangenen zustehen. Diese stellen jedoch eher 
ein Äquivalent zum Erholungsurlaub dar, der in regulären Arbeitsverhältnissen gewährt wird 
und sind keine Entlohnung im engeren Sinn.196 Aus Gründen der Vollständigkeit sollte dieser 
Aspekt jedoch Berücksichtigung finden und wird somit in diesem Kapitel behandelt.

194 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 23, Rn. 5.
195 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 437.
196 Ibid., Strafvollzug, Rn. 409.
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aa)	 Monetäre	Entlohnung

Das Arbeitsentgelt der Strafgefangenen ist in der Praxis ein umstrittenes Thema. Seitens der 
GG/BO wird zum Beispiel eine Anwendung des Mindestlohngesetz gefordert.197 Das OLG 
Hamburg hat jedoch eine Anwendung des Mindestlohngesetzes bisher verneint. Die Argu-
mentation stellt auf die fehlende Qualifizierung der Strafgefangenen als Arbeitnehmer ab.198 
Das BVerfG äußert in einem Urteil von 1998, dass Arbeit jedoch nur ein „wirksames Reso-
zialisierungsmittel [sein kann], wenn [s]ie […] auch angemessene Anerkennung findet.“ Es 
führt weiter aus, dass diese Anerkennung der Arbeit nicht unbedingt monetärer Natur sein 
muss.199 Daraus ergibt sich, dass es in den meisten Bundesländern (die Ausnahme bilden das 
Saarland, Sachsen, Rheinland-Pfalz und Brandenburg als Länder ohne Arbeitspflicht sowie 
Sachsen-Anhalt) eine nicht-monetäre Vergütungskomponente gibt.200 Anspruch auf die mo-
netäre Vergütungskomponente haben Gefangene, die einer ihnen zugewiesenen Arbeit, Hilfs-
tätigkeit oder sonstiger Tätigkeit nachkommen.201 Weitergehend haben auch von freiheitsent-
ziehenden Maßnahmen Betroffene, welche an arbeitstherapeutischen Maßnahmen bzw. einem 
Arbeitstraining teilnehmen, einen Anspruch auf Vergütung.202 In den Bundesländern Baden-
Württemberg, Bayern, Hamburg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen (ebenso der Bund) 
ist die Vergütung einer arbeitstherapeutischen Beschäftigung jedoch nur möglich, insofern es 
sich bei der Maßnahme um die Beschäftigung und Arbeitsleistung des in Frage kommenden 
Inhaftierten handelt.203 In Rheinland-Pfalz hingegen wird eine monetäre Vergütung, im Rah-
men einer arbeitstherapeutischen Maßnahme oder des Arbeitstraining, nur gewährt, sofern dies 
im Vollzugsplan als zwingendes Erfordernis betrachtet wird.204 Die Bundesländer Brandenburg 
und Saarland haben keine monetäre Entlohnung im engeren Sinn für eine Arbeitstherapie bzw. 
Arbeitstraining vorgesehen. Hier wird eine finanzielle Anerkennung im Rahmen der Ausbil-
dungshilfe205 gewährt.206

Auf Grundlage der Entscheidung vom BVerfG hat der damalige Bundesgesetzgeber die 
Berechnung der sog. Eckvergütung neu geregelt (§ 43 i. V. m. § 200 StVollzG). Alle Länder ha-
ben nach der Föderalismusreform die Bundesregelung in ihre Landesgesetze übernommen.207 
Die Eckvergütung entspricht dabei 9% des durchschnittlichen Arbeitsentgelts aller in der ge-
setzlichen Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten (ohne Auszubildende) Versicher-
ten i. S. d. § 18 SGB IV. Ein Tagessatz stellt dabei den 250. Teil dieser Eckvergütung dar.208 

197 GG/BO, Ziele, https://ggbo.de/ziele/ (zugegriffen am 30. März 2020).
198 OLG Hamburg, Urt. vom 15. Juli 2015, NStZ 2016, 239 (239 f.).
199 BVerfG, Urt. vom 01. Juli 1998, NJW 1998, 3337 (3337).
200 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 445.
201 § 43 I 1. Alt., II StVollzG; § 49 I 1. Alt., II BWJVollzGB III; Art. 46 I 1. Alt, II BayStVollzG; 

61 I Nr. 1 3. Var. StVollzG Bln; § 66 I Nr. 1 BbgJVollzG; § 55 I Nr. 3 2. Alt. i. V. m. § 9 I S. 1 Nr. 13 
BremStVollzG; § 40 I S. 1 1. Alt., II S. 1 HmbStVollzG; § 38 I S. 1 i. V. m. § 27 III S. 1 1. Alt. HSt-
VollzG; § 55 I Nr. 3 3. Var. MVStVollzG; § 40 I S. 1 NJVollzG; § 32 I S. 1 NRWStVollzG; 
§ 65 I Nr. 3 LJVollzG RLP; § 55 I Nr. 2 SLStVollzG; § 55 I Nr. 3 3. Var. SächsStVollzG; 
§ 64 I Nr. 1 1. und 4. Var. JVollzGB LSA; § 37 I Nr. 1 3. Var. LStVollzG SH; § 66 I S. 1 1. Var. ThürJVollzGB.

202 § 38 I S. 1 i. V. m. § 27 III S. 1 HStVollzG; § 61 I Nr. 1 1. und 2. Var. StVollzG Bln; § 55 I Nr. 3 1. Alt. i. V. m. § 9 I 
S. 1 Nr. 12 BremStVollzG; § 55 I Nr. 2 1. und 2. Var. MVStVollzG; § 55 I Nr. 3 1. und 2. Var. SächsStVollzG; § 64 I 
Nr. 1 2. und 3. Var. JVollzGB LSA; § 37 I Nr. 1 1. und 2. Var. LStVollzG SH; § 66 I S. 1 2. und 3. Var.  
ThürJVollzGB.

203 § 43 IV StVollzG; § 49 IV BWJVollzGB III; Art 46 IV BayStVollzG; § 40 II S. 2 HmbStVollzG; 
§ 40 III S. 1 NJVollzG; § 32 III NRWStVollzG.

204 § 65 I Nr. 1 1. Alt i. V. m. § 15 I S. 1 Nr. 12, II LJVollzG RLP.
205 § 66 I Nr. 2 BbgJVollzG; § 55 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 12 SLStVollzG.
206 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, §55, Rn. 7.
207 Marisken, Neue Kriminalpolitik (NK) 2018, 51 (56).
208 Vgl. § 43 II S. 2, 3 i. V. m. § 200 StVollzG; § 49 II S. 2, 3 BWJVollzGB III; Art. 46 II BayStVollzG;  
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Gemäß dieser Rechenoperation und der zugrundeliegenden Daten gem. § 2 der „Verordnung 
über maßgebende Rechengrößen der Sozialversicherung für 2019“ ergibt dies einen Tagessatz 
von 13,46 Euro. Bei einer Arbeitszeit von 40 Wochenstunden an 5 Arbeitstagen entspräche 
dies einem Stundensatz von 1,68 Euro. Hier gilt jedoch zu beachten, dass in den Ländern eine 
divergierende Anzahl an Wochenarbeitsstunden zugrunde gelegt wird, wodurch der Stunden-
satz im Bundesgebiet nicht einheitlich ist.209 Im Jahr 2015 hat die Wochenarbeitszeit in den 
Bundesländern zwischen 33 Stunden im Saarland und 41 Stunden in Nordrhein-Westfalen ge-
legen.210 Durchschnittlich mussten die Strafgefangenen 35,1 Stunden die Woche arbeiten. Bei 
5 Arbeitstagen entspricht dies 7,02 Stunden pro Tag (im Durchschnitt). Durchschnittlich würde 
somit eine Arbeitsentlohnung von 1,92 Euro pro Stunde zugrunde liegen, wenn bei einem 
Tagessatz von 13,46 Euro durchschnittlich 7,02 Stunden am Tag gearbeitet werden müsste.

Darüberhinausgehend soll die Entlohnung der Strafgefangenen nach Leistung und Art der 
Tätigkeit gestuft werden.211 Um dies zu gewährleisten, enthalten die Strafvollzugsgesetze eine 
Ermächtigung für den Erlass von Verordnungen, in welchen die Vergütungsstufen geregelt 
werden können.212 Von dieser Ermächtigung haben, mit Ausnahme der Bundesländer Berlin, 
Bremen, Niedersachsen, Saarland und Thüringen (in welchen somit die StVollzVergO des 
Bundes anzuwenden ist), alle Bundesländer Gebrauch gemacht. Dies hat dazu geführt, dass 
unterschiedliche Vergütungsstufen eingerichtet worden sind. Dies betrifft zum einen die An-
zahl, den Inhalt und die Entlohnungshöhe (ausgedrückt in Prozentsätzen der Eckvergütung) 
der einzelnen Stufen.213 Dabei darf jedoch ein Prozentsatz von 75% (Bund, Baden-Württem-
berg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Saarland, 
Sachsen-Anhalt) bzw. 60% (Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Sachsen, 
Schleswig-Holstein, Thüringen) der Eckvergütung bei ordnungsgemäßer Ausübung der Ar-
beitsleistung nicht unterschritten werden.214 Dies würde einem Tagessatz von 10,09 Euro (75% 
der Eckvergütung) bzw. 8,08 Euro (60% der Eckvergütung) entsprechen. Der Maximalwert für 
die Arbeitsentlohnung lag 2015 bei 138% der Eckvergütung in der höchsten Entlohnungsstufe 
in Hamburg.215 Dies entspräche aktuell einem Tagessatz von 18,57 Euro (bei einem 6,8 Stun-
dentag in Hamburg entspricht dies einer Stundenentlohnung von 2,73 Euro) als Spitzenwert 
im gesamten Bundesgebiet.

§ 61 II StVollzG Bln; § 66 II BbgJVollzG; § 55 II BremStVollzG; § 40 II S. 3 Nr. 1 HmbStVollzG;  
§ 38 II HStVollzG; § 55 II MVStVollzG; § 40 I S. 2 NJVollzG; § 32 I NRWStVollzG; § 65 II LJVollzG RLP; 

 § 55 II SLStVollzG; § 55 II SächsStVollzG; § 64 III JVollzGB LSA; § 37 II LStVollzG SH; § 66 III ThürJVollzGB.
209 Marisken, Neue Kriminalpolitik (NK) 2018, 51 (56).
210 Lesting/Kieper, der Lichtblick 2015, 24 (28).
211 § 43 II S. 1 StVollzG; § 49 III S. 1 BWJVollzGB III; Art. 46 III S. 1 BayStVollzG; § 61 III S. 1 StVollzG Bln; 

§ 66 III S. 1 BbgJVollzG; § 55 III S. 1 BremStVollzG; § 40 II S. 3 Nr. 2 HmbStVollzG; § 38 III S. 1 HStVollzG; 
§ 55 III S. 1 MVStVollzG; § 40 II S. 1 NJVollzG; § 32 IV S. 1 NRWStVollzG; § 65 III S. 1 LJVollzG RLP;  
§ 55 III S. 3 SLStVollzG; § 55 III S. 3 SächsStVollzG; § 66 JVollzGB LSA; § 37 II S. 3 LStVollzG SH;  
§ 66 IV S. 2 ThürJVollzGB.

212 § 48 StVollzG; § 55 BWJVollzGB III; Art. 48 BayStVollzG; § 61 III S. 3 StVollzG Bln; § 66 III S. 3 BbgJVollzG; 
§ 55 III S. 3 BremStVollzG; § 43 HmbStVollzG; § 38 III S. 2 HStVollzG; § 55 III S. 3 MVStVollzG; 
§ 44 NJVollzG; § 32 IV S. 3 NRWStVollzG; § 65 III S. 3 LJVollzG RLP; § 55 III S. 3 SLStVollzG; 
§ 55 III S. 3 SächsStVollzG; § 66 JVollzGB LSA; § 37 III S. 3 LStVollzG SH; § 66 IV S. 2 ThürJVollzGB.

213 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 440.
214 Marisken, Neue Kriminalpolitik (NK) 2018, 51 (53)., Tabelle 1.
215 Vgl. Lesting/Kieper, der Lichtblick 2015, 24 (28).
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bb) Nicht-monetäre Entlohnung

Neben der monetären Entlohnung gibt es in den meisten Bundesländern auch eine nicht-
monetäre Vergütungskomponente. Diese besteht darin, dass die arbeitenden Strafgefangenen 
Zeit bekommen, in der sie nicht arbeiten müssen.216 Die Ausnahme bilden hier die Länder, 
die keine Arbeitspflicht kennen (Brandenburg, Sachsen, Saarland und Rheinland-Pfalz) sowie 
Sachsen-Anhalt. Diese Freistellung von der Arbeit kann in drei verschiedene Kategorien ein-
geteilt werden. Dabei wird unterschieden zwischen Freistellung von der Arbeit im Gefängnis 
(sog. Zellenurlaub), Freistellung von der Haft außerhalb des Gefängnisses bzw. Langzeitaus-
gang (sog. Arbeitsurlaub oder Arbeitslangzeitausgang) oder einer Anrechnung auf den Ent-
lassungszeitpunkt. Die Inanspruchnahme der Freistellung außerhalb der Haft bedarf auch der 
Berechtigung zum Freigang.217 In Schleswig-Holstein ist es ausschließlich möglich, sich die 
Tage der Freistellung auf den Entlassungszeitpunkt anrechnen zu lassen.218 Auch die Dauer 
der freigestellten Tage, sowie die vorher zu erbringende Arbeitsleistung (gerechnet in zusam-
menhängenden Monaten) unterscheidet sich in den Landesstrafvollzugsgesetzen.219 So müssen 
Strafgefangene in Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, Niedersachsen sowie Thüringen 
zwei Monate  zusammenhängend gearbeitet haben, um einen Tag Freistellung zu erhalten. In 
Berlin, Bremen, Hessen und Nordrhein-Westfalen müssen drei Monate zusammenhängende 
Arbeit geleistet werden, damit zwei Tage Freistellung möglich sind. In Schleswig-Holstein 
werden zwei Tage Freistellung für zwei Monate zusammenhängende Arbeit gewährt.220

Die Berechnung der zusammenhängenden Arbeitsleistung beginnt bei der erstmaligen 
Tätigkeitsaufnahme.221 Die Frist wird durch nicht verschuldetes Fernbleiben (z. B. Krankheit 
oder auch Freistellung von der Arbeit) gehemmt. Das bedeutet, dass die versäumten Tage 
zum Erreichen der für die Freistellung notwendigen zusammenhängend gearbeiteten Monate 
nachgearbeitet werden müssen.222 Hier bildet Mecklenburg-Vorpommern eine Ausnahme, da 
der Landesgesetzgeber auf eine äquivalente Norm verzichtet hat. Hier soll die dreimonatige 
Anwartschaft uneingeschränkt ausgeführt werden. In der Konsequenz heißt dies, dass bei ei-
nem Tag Krankheit oder Arbeitsniederlegung (z. B. aufgrund von Auftragsmangel) die Frist 
unterbrochen wird und die gesamte Zeit zum Erreichen einer Freistellung von neuem erarbeitet 
werden muss.223 Gerade der Arbeitsausfall aufgrund von Auftragsknappheit würde im Arbeits-
wesen außerhalb der Gefängnisanstalten in das Wirtschaftsrisiko der Arbeitgeber fallen und 
könnte somit nicht die Vergütung der Arbeitnehmer negativ beeinflussen.224 Dies gilt sowohl 
für eine Unterbrechung als auch eine Hemmung der Anwartschaftsfrist.

216 § 43 I, VI-IX StVollzG; § 49 I, VI-IX BWJVollzGB III; Art 46 I, VI-IX BayStVollzG; § 63 I, III StVollzG Bln; 
§ 55 VII-X S. 1 BremStVollzG; § 40 I S. 1, III-V S. 1 HmbStVollzG; § 39 I S. 1, II HStVollzG; 
§ 55 VII MVStVollzG; § 40 V-IIX NJVollzG; § 34 I NRWStVollzG; § 40 I LStVollzG SH; § 32 IV ThürJVollzGB.

217 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 445.
218 § 40 LStVollzG SH.
219 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 446.
220 Marisken, Neue Kriminalpolitik (NK) 2018, 51 (53)., Tabelle 1.
221 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 446.
222 § 43 VI S. 3 StVollzG; § 49 VI S. 3 BWJVollzGB III; Art. 46 VI S. 3 BayStVollzG; § 63 III S. 2 StVollzG Bln;  

§ 55 VII S. 3 BremStVollzG; § 40 III S. 3 HmbStVollzG; § 39 VI i. V. m. § 27 IX S. 3 HStVollzG;  
§ 40 V S. 3 NJVollzG; § 34 I S. 4 NRWStVollzG; § 32 II S. 3 ThürJVollzGB.

223 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 447.
224 Junker, Grundkurs Arbeitsrecht, Rn. 292.
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cc) Freistellung von der Arbeit

Arbeitende Gefangene haben einen Anspruch auf eine Freistellung von der Arbeit. Dies ent-
spricht dem Angleichungsgrundsatz und soll dazu dienen, dass die Inhaftierten sich von länge-
ren Phasen der Arbeitstätigkeit körperlich, seelisch und geistig erholen können.225 Dazu werden 
den arbeitenden Gefangenen Tage gewährt, in denen der zugewiesenen Beschäftigung nicht 
nachgegangen werden muss. Der Unterschied zur nicht-monetären Vergütungskomponente 
ist, dass diese Tage nicht auf den Entlassungszeitraum angerechnet werden können.226 In der 
Regel wird der Freistellungsurlaub als sog. Zellenurlaub gewährt. Im Falle von Lockerungs-
berechtigungen eines Inhaftierten kann die Freistellung von der Arbeit auch als Hafturlaub, 
Langzeitausgang o. ä. verbracht werden.227 Während der Zeit des Freistellungsurlaubs haben 
die Strafgefangenen einen Anspruch, dass die durchschnittliche Entlohnung der letzten drei 
Monate weiterhin ausgeschüttet wird.

Damit die Berechtigung für den Freistellungsurlaub vorliegt, muss zuvor während eines 
gewissen Zeitraums einer durchgehenden Beschäftigung nachgegangen werden. Die zu voll-
bringende Arbeitsleistung sowie die Anzahl der freigestellten Tage ist im Bundesgebiet nicht 
einheitlich geregelt und variiert je nach Bundesland.228 So muss in Baden-Württemberg, Bay-
ern und Nordrhein-Westfalen ein Jahr durchgehend gearbeitet werden, damit die arbeitenden 
Gefangenen einen Anspruch auf 18 Werktage Freistellung in Baden-Württemberg und Bay-
ern229 bzw. 20 Arbeitstage in Nordrhein-Westfalen230 haben. In Brandenburg, Bremen, Hes-
sen, Mecklenburg-Vorpommern, Berlin, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen werden für ein halbes Jahr geleisteter (Pflicht-)Arbeit zehn 
Arbeitstage Freistellung gewährt.231 In Hamburg sind es elf Arbeitstage nach sechs Monaten 
ununterbrochener Arbeit.232 Das Land Niedersachsen orientiert sich bei der Gewährung am 
Bundesurlaubsgesetz und gewährt nach einem Jahr durchgehender Beschäftigung im Strafvoll-
zug die in § 3 BUrlG vorgesehene Anzahl an freigestellten Werktagen.233 Für die Berechnung 
der bereits geleisteten Monate bzw. Jahre werden die tatsächlich gearbeiteten Tage zugrunde 
gelegt und nicht die Kalendermonate.234

Anders als bei der nicht-monetären Entlohnung haben die Legislativorgane der Bundes-
länder explizit anrechenbare Fehlzeiten aufgrund von Krankheit, in der Höhe von bis zu sechs 
Wochen (bzw. 30 Tage) binnen einer Jahresfrist, festgeschrieben.235 In dieser Zeit wird eine 
Arbeitstätigkeit fingiert und der arbeitende Gefangene so behandelt, als ob er arbeitstätig ge-
wesen ist. Weitere anrechenbare Fehlzeiten liegen zumeist im Ermessen der Strafvollzugsan-
stalt, wobei diese u. U. auch verschuldete Fehlzeiten auf die Zeit der Anwartschaft für einen 

225 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 24, Rn. 2.
226 Ibid., in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 24, Rn. 20.
227 Ibid., in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 24, Rn. 17.
228 Ibid., in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 24, Rn. 1 f.
229 § 48 I BWJVollzGB III; Art. 45 I BayStVollzG.
230 § 33 I NRWStVollzG.
231 § 32 I BbgJVollzG; § 24 I BremStVollzG; § 27 IX HStVollzG; § 24 I MVStVollzG; § 2 I StVollzG Bln;  

§ 31 I LJVollzG RLP; § 24 I SLStVollzG; § 24 I SächsStVollzG; § 31 I JVollzGB LSA; § 39 I LStVollzG SH; 
§ 31 I ThürJVollzGB.

232 § 39 HmbStVollzG.
233 § 39 I NJVollzG.
234 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 24, Rn. 3.
235 § 42 I S. 2 StVollzG; § 48 I S. 2 BWJVollzGB III; Art. 45 I S. 2 BayStVollzG; § 27 I S. 2 StVollzG Bln; 

§ 32 I S. 2 BbgJVollzG; § 24 I S. 2 BremStVollzG; § 39 I S. 2 HmbStVollzG; § 27 IX S. 2 HStVollzG; 
§ 24 I S. 2 MVStVollzG; § 39 I S. 3 Nr. 1 NJVollzG; § 33 II S. 1 1. Alt. NRWStVollzG; § 31 I S. 2 LJVollzG RLP; 
§ 24 I S. 2 SLStVollzG; § 24 I S. 2 SächsStVollzG; § 31 I S. 2 JVollzGB LSA; § 39 I S. 2 LStVollzG SH; 
§ 31 I S. 2 ThürJVollzGB.
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Freistellungsurlaub anrechnen kann.236

dd) Zwischenfazit: Entlohnung

In Anlehnung an die Entscheidung des BVerfG sollte eine Entlohnung im Strafvollzug ange-
messen sein. Dies bedeutet, dass in einem Strafvollzugssystem, welches die Arbeitsleistung 
hauptsächlich finanziell entlohnt, dem Resozialisierungsgedanken nur entsprochen wird, wenn 
durch die Höhe der Entlohnung den Gefangenen bewusst gemacht wird, dass Erwerbsarbeit 
zur Sicherung des Lebensunterhalts sinnvoll ist.237 Die Frage ob das deutsche Strafvollzugs-
system erbrachte Arbeit hauptsächlich finanziell entlohnt, ist m. E. damals wie heute zu beja-
hen. Dies wird deutlich, wenn sich das Verhältnis, in welchem monetäre und nicht-monetäre 
Entlohnung zueinanderstehen, vergegenwärtigt wird. Selbst im Fall von Schleswig-Holstein 
(welches die meisten freien Tage in Bezug auf die Anwartschaft gewährt, unabhängig von den 
Verwendungsmöglichkeiten) wird lediglich ein Tag zusätzliche Freistellung für einen Monat 
Arbeit gewährt (im Gesetzestext sind es zwei Tage zusätzliche Freistellung nach zwei Mo-
naten geleisteter Arbeit238). Dementsprechend sind maximal 12 zusätzliche Freistellungstage 
pro Jahr möglich. Wird nun der übliche Tagessatz (13,46 Euro) zugrunde gelegt, ergibt dies 
in monetären Mitteln ausgedrückt 161,52 Euro im Jahr (13,46 Euro*12). Im Gegensatz dazu 
steht eine reguläre monetäre Vergütung von 3365 Euro pro Jahr (als neun Prozent der durch-
schnittlichen Eckvergütung). Dies würde eine Gesamtvergütung von 3526,52 Euro pro Jahr 
ergeben. Dementsprechend beträgt der Anteil der nicht-monetären Vergütung an der Gesamt-
vergütung 4,58%. Hier kann m. E. nicht davon ausgegangen werden, dass dies eine Entloh-
nung ist, die die Sinnhaftigkeit von Lohnarbeit vermitteln kann. Es muss zwar bedacht werden, 
dass innerhalb der Gefängnisse für die Grundversorgung der Gefangenen gesorgt ist und so 
Ausgaben für Miete, Nahrungsmittel etc. obsolet werden. Dennoch sind viele Gefangene von 
einer Schuldenlast betroffen, die durch die niedrige Entlohnung nicht effektiv abgebaut wer-
den kann. Im Gegenteil gibt es eher Tendenzen, dass eine bestehende Schuldenlast während 
der Zeit der Inhaftierung weiter steigt. Gründe dafür sind u. a. Gerichts- und Anwaltskosten, 
Wiedergutmachungen für den durch das begangene Delikt entstandenen Schaden sowie Unter-
haltszahlungen. Für viele Gefangene und Entlassene stellt diese Schuldenlast das Kernproblem 
nach der Entlassung dar.239

Dabei sind andere Wege durchaus denkbar und werden auch innerhalb des deutschen Straf-
vollzugs praktiziert. So ist es für Beschäftigte, die in einem freien Beschäftigungsverhältnis 
stehen, üblich, einen Haftkostenbeitrag zu entrichten.240 Dieser beteiligt die Inhaftierten an den 
Aufwendungen, die der Staat für die Nahrung und Unterbringung der Delinquenten hat. Dieses 
Modell könnte auch auf die Bereiche der Haus-, Eigen- und Unternehmerbetriebe ausgeweitet 
werden. Als Bemessungsgrundlage der Entlohnungshöhe könnte hier das MiLoG (wie von 
der GG/BO gefordert) oder die einschlägigen Tarifverträge herangezogen werden. Zu diesem 
Ergebnis kam auch der Bundesverfassungsrichter Kruis, welches er in einem Minderheiten-
votum zu der Entscheidung des BVerfG über Entlohnungshöhe von arbeitenden Gefangenen 

236 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 411.
237 BVerfG, Urt. vom 01. Juli 1998, NJW 1998, 3337 (3337).
238 § 40 I LStVollzG SH.
239 Miller, Der auf (Re-)Sozialisierung ausgerichtete Strafvollzug im Lichte der Verfassung, 314.
240 § 50 StVollzG; § 52 BWJVollzGB III; Art. 49 BayStVollzG; § 69 StVollzG Bln; § 72 BbgJVollzG; 

§ 62 BremStVollzG; § 49 HmbStVollzG; § 43 HStVollzG; § 61 MVStVollzG; § 52 NJVollzG; § 39 NRWStVollzG; 
§ 71 LJVollzG RLP; § 61 SLStVollzG; § 61 SächsStVollzG; § 72 JVollzGB LSA; § 78 LStVollzG SH;  
§ 72 ThürJVollzGB.
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einreichte.241 Der Umstand, dass die Gefangenen ein Teil des erarbeiteten Lohns wieder an die 
Strafvollzugsanstalt abgeben müssen, kann dazu führen, dass eine Auseinandersetzung mit der 
begangenen Tat sowie dem Wert von Arbeit stattfindet, die bei einer generellen Niedrigent-
lohnung nicht möglich wäre. Es wird den Gefangenen vielmehr das Gefühl vermittelt, dass 
der Gefängnisaufenthalt (spezieller der Haftkostenbeitrag) die Ursache für die Abzüge vom 
Lohn ist. Dies verhindert, dass die von freiheitsentziehenden Maßnahmen Betroffenen eine 
negative Erfahrung der Ausbeutung bzw. nicht ansatzweiser leistungsäquivalenter Entlohnung 
mit der Arbeit verbinden. Die Vermeidung dieser negativen Erfahrung könnte dazu beitragen, 
die intrinsische Motivation für eine Beschäftigungsaufnahme nach der Haft anzuregen. Dies 
wiederum könnte (un-)mittelbar positive Folgen für die Resozialisierung haben.

3. Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Gefangene, die eine Aus- oder Weiterbildungsmaßnahme abschließen, haben einen Anspruch 
darauf, ein Zeugnis zu bekommen, auf welchem nicht erkennbar ist, dass dieses im Rahmen 
des Strafvollzuges erlangt wurde.242 Dies gilt für Gefangene in Unternehmer- und Eigenbetrie-
ben, die ein Arbeitszeugnis verlangen, nicht.243 In Bezugnahme auf die Wahrheitspflicht bei 
der Zeugnisausstellung wird vorgebracht, dass die Gefangenen in einem öffentlich-rechtlichen 
Verhältnis zur Vollzugsanstalt stehen und diese auch die Aufsicht über die Inhaftierten bei der 
Ausübung ihrer Arbeitspflicht hat. Somit ist die Strafvollzugsanstalt auch Arbeitgeber bzw. 
Aussteller. Im Gegensatz dazu sind Gefangene, die eine Aus- oder Weiterbildungsmaßnahme 
absolvieren, bei privaten Trägern tätig. Außerdem verweist Walther darauf, dass bei einem 
späteren Bewerbungsgespräch auf Nachfrage Vorstrafen ohnehin angegeben werden müssen.244 
Eine andere Ansicht vertritt Galli, indem er klarstellt, dass eine wirksame Resozialisierung 
nur gewährleistet werden kann, wenn auch in Arbeitszeugnissen nicht erkennbar ist, dass es 
sich um eine Beschäftigung im Rahmen des Strafvollzugs handelte. Er gibt zu bedenken, dass 
es üblich ist, dass Zeugnisse von Einzelpersonen ausgestellt werden. Weiterhin führt er aus, 
dass auch in Bewerbungsgesprächen nur die für den Arbeitsplatz relevanten Vorstrafen, sofern 
sie nicht ohnehin schon aus dem Bundeszentralregister getilgt wurden, angegeben werden 
müssen.245

241 BVerfG, Urt. vom 01. Juli 1998, NJW 1998, 3337 (3342).
242 § 44 StVollzG; § 44 JVollzGB BW; Art. 41 BayStVollzG; § 23 V StVollzG Bln; § 29 VIII BbgJVollzG; 

§ 21 V BremStVollzG; § 37 HmbStVollzG; § 27 VIII HStVollzG; § 21 V MVStVollzG; § 37 NJVollzG; 
§ 30 III NRWStVollzG; § 28 VII LJVollzG RLP; § 21 V SLStVollzG; § 21 V SächsStVollzG;  
§ 28 VII JVollzGB LSA; § 33 VII LStVollzG SH; § 28 VII ThürJVollzGB.

243 OLG Frankfurt, Urt. vom 21 März 2013, NStZ 2014, 232.
244 Walther, in: Graf (Hrsg.), BeckOK Strafvollzugsrecht Bund, § 40, Rn. 2 ff.
245 Galli, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, § 21, Rn. 15.
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III. Gewerkschaftsbildung

Neben der Entlohnung gibt es auch immer wieder Debatten und politische Kämpfe um das 
Recht der Gewerkschaftsbildung i. S. d. Art. 9 III GG für Strafgefangene. Dieses Ziel ist auch 
eines der drei zentralen Anliegen der GG/BO.246 Auch der Grundrechte-Report 2017 beklagt, 
dass die Bildung von Koalitionen im Strafvollzug nicht hinreichend wahrnehmbar ist.247 Je-
doch ist die Forderung nach kollektiver Vertretung im Strafvollzug keine neuartige. So gab 
es bereits 1968 eine Bewegung von Gefangenen, die sich zu einer Gewerkschaft zusammen-
schließen wollten. Dieses erste Aufbegehren ist mittlerweile jedoch in der Bedeutungslosigkeit 
verschwunden, was nicht zuletzt auch auf ein fehlendes Engagement der großen Gewerkschaf-
ten (z. B. die unter dem DGB Dachverband zusammengefassten Arbeitnehmerkoalitionen) 
zurückzuführen ist.248

Eine Koalition i. S. d. Art. 9 III GG ist ein freiwilliger privatrechtlicher Zusammenschluss, 
der eine demokratische Binnenstruktur besitzt und das Ziel der „Wahrung und Förderung der 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen“ verfolgt.249 Die Vereinigung muss dabei sowohl vom 
Wechsel der Mitglieder als auch vom sozialen Gegenspieler und Dritten unabhängig sein.250 
Dieses Recht, besagte Koalitionen zu gründen, ihnen beizutreten sowie sich innerhalb dieser 
zu betätigen, ist gem. Art. 9 III S. 1 2. HS GG, nach Art. 22  I des Internationalen Paktes über 
bürgerliche und politische Rechte als auch nach Art. 11 I EMRK ein Menschenrecht, welches 
folgerichtig „für jedermann und für alle Berufe gewährleistet“251 ist. Eine Einschränkung für 
von freiheitsentziehenden Maßnahmen Betroffene ist nicht ersichtlich.252 Es sind maximal ver-
fassungsimmanente Schranken anwendbar, welche sich „aus der Gewährleistung eines funk-
tionierenden Strafvollzugs ergeben“. 253 Die Gewerkschaftsfreiheit sei aber „[m]it dem Wesen 
der Freiheitsstrafe […] keineswegs grundsätzlich unvereinbar.“254 Momentan existieren zwei 
unterschiedliche Gerichtsentscheidungen in Bezug auf die Koalitionsfreiheit zur Wahrung 
und Förderung von Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen; eine vom KG Berlin, die eine An-
wendbarkeit des Art. 9 III GG im Strafvollzug ausschließt255 und eine Entscheidung des OLG 
Hamm, das entschieden hat, dass Art. 9 III GG vorbehaltslos gewährt wird und somit auch im 
Justizvollzug seine Geltung entfaltet.256

Das KG Berlin verweist in seiner Argumentation, mit Bezug auf BVerfGE 58, 237, da-
rauf, dass eine Gewerkschaftsfreiheit i. S. d. Art. 9 III GG nur für Arbeitnehmer in Betracht 
kommen kann, die darüber hinaus eine tariffähige Koalition gegründet haben.257 Da arbeitende 
Gefangene ein öffentlich-rechtliches Verhältnis zur Strafvollzuganstalt unterhalten, sei eine 
Gewerkschaftsfreiheit ohnehin ausgeschlossen. Weiterhin moniert es, dass „Die Gefangenen-
arbeit […] zudem nicht nur eine resozialisierungsorientierte Behandlungsmaßnahme [ist], 
sondern […] auch als Zwangsmittel, zu dem durch die Freiheitsstrafe auferlegten Strafübel 

246 GG/BO, Ziele, https://ggbo.de/ziele/ (zugegriffen am 30. März 2020).
247 Vgl. Drenkhahn, in: Müller-Heidelberg/Steven/Pelzer (Hrsg.), Grundrechte-Report 2017, 99.
248 Feest/Galli, Forum Strafvollzug (FS) 2016, 20 (20).
249 Junker, Grundkurs Arbeitsrecht, Rn. 467.
250 Ibid., Grundkurs Arbeitsrecht, Rn. 453 ff.
251 Wortlaut des Art. 9 III GG.
252 Meinken, Juridikum 2016, 287 (294).
253 Galli/Feest, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, Vor §55, Rn. 21.
254 Ebd.
255 KG Berlin, Urt. vom 29. Juni 2015, NZA-RR 2015, 602 (602).
256 OLG Hamm, Urt. vom 02. Juni 2015, BeckRS 2015, 12011.
257 KG Berlin, Urt. vom 29. Juni 2015, NZA-RR 2015, 602 (Rn. 18).
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gehören [kann].“258

Bei genauerer Betrachtung dieser beiden Argumente sind diese nur in einem begrenz-
ten Maß überzeugend. Zum einen ist die Arbeitnehmereigenschaft in Art. 9 III GG, der oh-
nehin schon weiter gefasst ist als das Bürgerrecht der allgemeine Vereinigungsfreiheit nach 
Art. 9 I GG, nicht benannt. Zum anderen wurde auch eine Vereinigungsfreiheit i. S. d. 
Art. 9 III GG für andere in einem öffentlich-rechtlichen Verhältnis stehenden Berufsgruppen 
wie etwa Beamte durch das BVerfG bestätigt.259 Auch der Bezug auf Arbeit als eines dem Straf-
vollzug innewohnendes Strafübel ist nicht nachvollziehbar. So besagen doch die europäischen 
Strafvollzugsgrundsätze von 2006260 in Nr. 26.1, dass „Gefangenenarbeit […] als ein positiver 
Bestandteil des Strafvollzugs zu beachten [ist] und […] nie zur Bestrafung eingesetzt werden 
[darf].“ Diese Grundsätze sind zwar nur eine Empfehlung und stellen somit kein zwingendes 
Recht dar, dennoch gelten sie als internationale Standards mit Menschenrechtsbezug, die zu-
mindest bei einer völkerrechtsfreundlichen Auslegung in Betracht gezogen werden sollten.261

Teilweise werden weitere Merkmale genannt, die eine Gewerkschaft klassifizieren. 
Auf diese bezieht sich auch das KG Berlin, wenn es von einer tariffähigen Vereinigung 
spricht. Ein Fehlen dieser Merkmale würde jedoch nicht die Koalitionseigenschaft gem. 
Art. 9 III GG unterminieren, sondern lediglich eine fehlende Tariffähigkeit gem. § 2 TVG 
begründen. Besagte Merkmale für eine tariffähige Koalition sind, neben der Koalitionseigen-
schaft gem. Art. 9 III GG, die Mächtigkeit, Tarifwilligkeit, Arbeitskampfbereitschaft sowie 
Überbetrieblichkeit.262 Diese Merkmale sind auch mögliche Einfallstore für jene, die sich 
gegen eine Gewerkschaftsfreiheit für Inhaftierte aussprechen. So ist zu bedenken, dass das 
Lohnniveau im Strafvollzug gesetzlich geregelt ist und auch durch eine arbeitskämpferische 
Betätigung unveränderbar wären. Ferner wird der Arbeitskampf als solches ohnehin mit dem 
Strafvollzug für unvereinbar erklärt, da sich typische Arbeitskampfmittel wie Streik (durch 
bestehende Arbeitspflicht) oder Aussperrung (durch den Sicherungsauftrag der Justizvollzugs-
anstalten) nicht praktizieren ließen. Dies würde jedoch eine allzu starre Sicht auf genannte Pro-
bleme belegen, da auch andere kreativere Formen der Ziele des Arbeitskampfes denkbar sind. 
Es ist zwar richtig, dass im Strafvollzug typische Parameter, die in Tarifverträgen festgehalten 
werden (z. B. Arbeitszeit, Entgelt, Urlaubs- bzw. Freistellungsansprüche), v. a. gesetzlich gere-
gelt werden. Dies würde jedoch nicht ausschließen, dass eine Gefangenengewerkschaft solche 
als rechtspolitische Forderungen aufstellen kann.263 Im Gegenteil stellt das kollektive Auftreten 
von Menschen, die in einer „strukturell abhängigen Arbeitssituation“ sind und sich „solidarisch 
gegen Niedriglöhne und soziale Unsicherheit“ wenden, die Substanz der gewerkschaftlichen 
Idee dar.264 Es müsste dennoch eine gesetzliche Engführung potenzieller Streikziele in Betracht 
gezogen werden. Selbiges gilt für Arbeitskampfmittel im Strafvollzug. So ist z. B. eine Rege-
lung denkbar, die einen Streik nur zulässt, wenn ein zuständiges Gericht oder ein gemeinsamer 
Ausschuss mit Vertretern unterschiedlichster gesellschaftlicher Gruppierungen diesen, nach 
der Abwägung beiderseitiger Interessen, für zulässig erklärt.265

Auch in Bezug auf den Angleichungsgrundsatz i. V. m. mit dem Resozialisierungsgedanken 

258 KG Berlin, Urt. vom 29. Juni 2015, NZA-RR 2015, 602 (Rn. 19).
259 BVerfG, Urt. vom 30. November 1965, NJW 1966, 491 (491).
260 Abrufbar unter: https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Service/StudienUntersuchungenFachbuecher/

Freiheitsentzug_Empfehlung_des_Europarates_europaeische_Strafvollzugsgrundsaetze2006.html (zugegriffen am  
30. März 2020).

261 Drenkhahn, in: Müller-Heidelberg/Steven/Pelzer (Hrsg.), Grundrechte-Report 2017, 99 (101 f.).
262 Junker, Grundkurs Arbeitsrecht, Rn. 463 ff.
263 Galli/Feest, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, Vor §55, Rn. 26.
264 Boll/Röhner, Kritische Justiz (KJ) 2017, 195 (204).
265 Galli/Feest, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, Vor §55, Rn. 26.
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und dem Ziel von Gefangenenarbeit wäre eine mögliche gewerkschaftliche Betätigung durch 
Gefangene wünschenswert. So ist das übergeordnete Ziel der Gefangenenarbeit (vgl. D., I. Die 
Pflicht zur Arbeit) die Fähigkeiten für eine Erwerbstätigkeit nach der Entlassung an die Straf-
gefangenen zu vermitteln, zu erhalten oder zu fördern. Innerhalb des Arbeitssystems der freien 
Wirtschaft (zumindest in der Bundesrepublik) kommt der Mitbestimmung durch Arbeitnehmer 
eine herausragende Rolle zu.266 Diese Haltung den Inhaftierten zu versagen, spricht für eine 
allzu einseitige Betrachtung von Erwerbstätigkeit innerhalb des deutschen Strafvollzugs. Auch 
sollte in Betracht gezogen werden, dass eine gewerkschaftliche Betätigung und damit einher-
gehender Arbeitskampf (wie auch eine politische Betätigung im Allgemeinen) eine gewaltfreie 
und gesellschaftlich anerkannte Art der Konfliktlösung darstellt. Diese bietet den Inhaftierten 
die Möglichkeit zur Vertretung eigener und kollektiver Standpunkte und ermöglicht es ihnen, 
an der Gestaltung ihrer Umwelt selbstbestimmt und aktiv mitzuwirken.267 Dieses Verhalten 
im Strafvollzug zuzulassen oder gar zu fördern, kann m. E. durchaus als ein Beitrag zu einer 
positiven Resozialisierung verstanden werden. Auch sollte in Betracht gezogen werden, dass 
eine Aktivierung sozialpolitischer Ressourcen innerhalb des Strafvollzugs dazu führen könnte, 
dass sich Entlassene auch nach der Verbüßung des Freiheitsentzuges sozialpolitisch engagie-
ren. Dies kann dann für Entlassene an Bedeutung gewinnen, wenn Phasen der Arbeitslosigkeit 
ausgestanden werden müssen. Wie eingangs beschrieben, hat Arbeit eine zeitstrukturierende 
und nicht unerheblich soziale Komponente für Beschäftigte. Fällt diese Komponente nun weg, 
sollten andere Formen der regelmäßigen und zielgeleiteten sozialen Interaktion gefunden wer-
den, um so gesellschaftlichen Anschluss zu finden, der wiederrum als Korrektiv für eigene 
Verhaltensweisen wirken kann. Eine Substituierung von Arbeit durch sozialpolitisches En-
gagement in verschiedensten Organisationen ist hier möglich. Eine Förderung innerhalb des 
Strafvollzuges ist m. E. wünschenswert, um Inhaftierten auch eine Möglichkeit vor Augen zu 
führen, wie eine Integration in die Gesellschaft auch außerhalb des Arbeitsmarktes möglich ist.

IV. Einbezug in die gesetzliche Rentenversicherung

Ein Einbezug in die gesetzliche Rentenversicherung derer, die von freiheitsentziehenden Maß-
nahmen betroffen sind, wurde schon bei Inkrafttreten des StVollzG in den §§ 190 ff. StVollzG 
beabsichtigt. Ein Verweis in § 198 III StVollzG suspendierte diese Normen ebenso wie das 
bereits beschriebene Verdingungsverbot bis zum Inkrafttreten eines besonderen Bundesge-
setzes. Dieses Bundesgesetz wurde bis heute nicht verabschiedet, was zur Folge hat, dass 
Inhaftierte bis heute nicht in die gesetzliche Rentenversicherung einbezogen werden. Dieser 
„40 Jahre alte sozialpolitische Skandal“, wie Singe ihn beschreibt268, hat dazu geführt, dass sich 
das Komitee für Grundrechte und Demokratie sowie Organisationen der Straffälligenhilfe der 
Streitfrage angenommen haben. Dieses Vorgehen hatte wiederum zur Folge, dass innerhalb 
der etablierten parlamentarischen Institutionen das Thema auf einem „Verschiebebahnhof von 
Verantwortungen“ gelandet ist269, dessen Einzelheiten hier nicht näher dargestellt werden sol-
len. In der Konsequenz ist lediglich festzuhalten, dass die JMK am 07. Juni 2018 beschlossen 
hat, dass Strafgefangene in die gesetzliche Rentenkasse einzubeziehen sind. Eine Angabe über 

266 Meinken, Juridikum 2016, 287 (294).
267 Boll/Röhner, Kritische Justiz (KJ) 2017, 195 (204).
268 Singe, in: Müller-Heidelberg/Steven/Pelzer (Hrsg.), Grundrechte-Report 2017, 155.
269 Ibid., in: Müller-Heidelberg/Steven/Pelzer (Hrsg.), Grundrechte-Report 2017, 155 (157).
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die Bezugsgröße wurde durch die JMK jedoch nicht getroffen.270 Dieser Beschluss trägt auch 
den europäischen Strafvollzugsgrundsätzen Rechnung. In diesen ist unter Nr. 26.17 festge-
halten worden, dass „Arbeitende Gefangene […] soweit wie möglich in das staatliche Sozi-
alversicherungssystem einzubeziehen [sind].“ Im selben Jahr haben auch noch die Konferenz 
der Arbeits- und Sozialminister entsprechende Beschlüsse gefasst. Bisher weigert sich die 
Bundesregierung jedoch weiterhin, ein entsprechendes Gesetz zur Abstimmung zu bringen, 
da bisher keine verbindliche Zusage der Bundesländer als „Arbeitgeber“ der Gefangenen zur 
Übernahme der Kosten erfolgte.271 Dass die Gesetzgebungskompetenz jedoch gem. Art. 72 I, 
74 I Nr. 12 GG beim Bund liegt, da eine Anpassung des SGB VI vorgenommen werden müss-
te, haben bereits mehrere Gerichte bestätigt.272

Eine schnelle Umsetzung des Beschlusses ist wünschenswert, da eine Verzögerung in die-
ser Sache bedeutet, dass die Inhaftierten ihre geleistete Arbeit nicht auf die Anwartschaft für 
die Regelaltersgrenze i. S. d. § 235 SGB VI anrechnen können.273 Auch bei einer eventuellen 
Rente wegen Erwerbsminderung i. S. d. § 241 SGB VI können erhebliche Nachteile entstehen, 
da gem. § 241 I SGB VI bei der Inanspruchnahme innerhalb der letzten fünf Jahre mindestens 
in drei Jahren Pflichtbeiträge gezahlt worden sein müssen. Dies ist bei einer Haftstrafe von 
etwas über zwei Jahren nicht mehr ohne weiteres möglich.274 Hier sieht Singe einen Verstoß ge-
gen das Gleichheitsgebot gem. Art. 3 I GG sowie des Sozialstaatsprinzips gem. Art. 20 I GG. 
Zudem werde dadurch der Angleichungs- und Gegensteuerungsgrundsatz unterlaufen, was 
auch dem Resozialisierungsziel im Kern widerspricht.275 Anderer Ansicht ist das BVerfG, das 
eine Suspendierung der gesetzlichen Rentenversicherungsbeiträge mit dem Grundgesetz für 
vereinbar hält, da es einen Einbezug in die sozialen Sicherungssysteme innerhalb des Spiel-
raums sieht, der dem Gesetzgeber bei der Gestaltung eines Resozialisierungskonzeptes zu-
kommt.276 Boll gibt jedoch weiterhin zu bedenken, dass gerade für Gefangene, die auch nach 
der Entlassung oftmals Schwierigkeiten haben, einen Arbeitsplatz zu finden, ein Ausschluss 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung gleichzeitig ein ungleich höheres Risiko der Alters-
armut bedeutet. Das sei ein Strafübel, dessen Wirkung sich teilweise erst lange nach der Ent-
lassung aus dem Strafvollzug entfaltet und zusätzlich zum Freiheitsentzug verhängt wird.277 
Dies geschieht dabei nicht durch einen gerichtlichen Beschluss, sondern vielmehr durch den 
Unwillen der gesetzgebenden Instanzen diesem Umstand Abhilfe zu verschaffen. Eine nahezu 
vorprogrammierte Altersarmut (auch in Anbetracht der oftmals vorhandenen Schuldenlast) 
kann wahrlich nicht als die „Speerspitze“ eines Maßnahmenpaketes gewertet werden, das die 
Wiedereingliederung in gesellschaftliche Strukturen fördern soll. Laubenthal spricht sogar von 
einer „resozialisierungsfeindlichen Spätfolge der Freiheitsstrafe“, die im „Widerspruch zum 
vollzuglichen Sozialisationsauftrag“ steht.278

An dieser Stelle sollte noch, wenn auch kurz, festgehalten werden, dass neben der ge-
setzlichen Rentenversicherung Gefangene auch nicht in die gesetzliche Krankenversiche-
rung mit einbezogen werden. Grund dafür ist eine innervollzugliche Gesundheitsversorgung. 

270 Rabe/Singe, Positive Entscheidung zur Rente für Gefangene. Jetzt muss die Bundesregierung handeln.
271 Rabe, Rente für Gefangene endlich umsetzen! Das Grundrechtekomitee fordert die Einlösung eines Gesetzes- 
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Konsequenz ist oftmals, dass die Familien der Inhaftierten gezwungen werden, selbst eine 
Krankenversicherung abzuschließen, da eine Familienversicherung gem. § 10 SGB V nicht 
mehr möglich ist. Dies ist eine zusätzliche Belastung für die Familien in ohnehin finanziell 
prekären Zeiten.279 Ein Bezug zur Kollektivstrafe sollte an dieser Stelle nicht gezogen werden, 
dennoch fällt es schwer, einen Beigeschmack dessen zu bestreiten.

E. Fazit

Resozialisierung stellt ein Konzept dar, das den Inhaftierten ermöglichen soll, ein Leben ohne 
Straftaten in sozialer Verantwortung zu führen. Abgeleitet wird dieser Gedanke aus Aspekten 
der Menschenwürde und dem Sozialstaatsprinzip. Grundgedanke dabei ist, dass eine Person, 
die eine Straftat begangen hat, nach Verbüßung der Strafe an einem möglichst vollumfängli-
chen gesellschaftlichen Leben teilhaben kann.280 Um dieses Ziel zu verwirklichen, stellt der 
Strafvollzug im Allgemeinen und die Arbeitstätigkeit im Speziellen einen der wichtigsten Be-
standteile dar.281 Hier soll zum einen soziale Kompetenz, wie beispielsweise Konfliktfähigkeit 
etc., zum anderen aber auch fachliche Fähigkeiten vermittelt werden, die förderlich wirken, um 
nach der Haft einer Arbeitstätigkeit nachzugehen. Durch diese Beschäftigung und den damit 
einhergehenden finanziellen Mitteln sollen die Anreize für eine erneute Straffälligkeit redu-
ziert und gesellschaftliche Teilhalbe angeregt werden. Eine Betrachtung der einzelnen Aspekte 
von Gefangenenarbeit hat jedoch gezeigt, dass nur wenige Maßnahmen geeignet sind, dieses 
Konzept umzusetzen. Im Folgenden sollen die einzelnen Bereiche noch einmal zusammen-
fassend dargestellt werden. An dieser Stelle ist jedoch noch einmal ausdrücklich zu betonen, 
dass Resozialisierung ein Bündel verschiedenster Maßnahmen darstellt, wovon Arbeitstätig-
keit nur eine unter vielen sein sollte. Auch dürfen Resozialisierungsbemühungen nicht mit 
dem Zeitpunkt der Entlassung aufhören, sondern müssen auch in der Zeit nach der Entlassung 
fortgesetzt werden.282

Die Formen der Arbeit, die durch die Gefangenen verrichtet wird, weist dabei eine brei-
te Vielfalt auf. Dementsprechend gibt es Formen, die besser geeignet sind als andere, um 
dem Ziel der Resozialisierung gerecht zu werden. Dieses Ergebnis entsteht aus der Annahme, 
dass die Förderung und Entwicklung einer intrinsischen Motivation erfolgversprechender ist, 
als fast ausschließlich auf eine extrinsische Motivation abzustellen. Diese äußerlichen Anrei-
ze kommen vor allem in den Haus-, Eigen- und Unternehmerbetrieben zum Tragen, da eine 
Durchsetzung der Arbeitspflicht, sofern sie denn besteht, auch mit Zwangsmitteln möglich 
ist.283 Dies sind auch die Formen der Gefangenenarbeit, welche am häufigsten ausgeübt werden 
(müssen).284

Auch der Aspekt der Entlohnung kann in Bezug auf eine bestmögliche Resozialisierung 
nicht positiv gewertet werden. Den Anknüpfungspunkt dieser Aussage stellt die sehr geringe 
Entgelthöhe, die für eine Arbeitstätigkeit gewährt wird, dar. Die Begründung für die Nied-
rigentlohnung ist, dass in den Strafvollzugsanstalten für die Grundversorgung der Gefange-
nen gesorgt wird. Dennoch sollte beachtet werden, dass viele der Inhaftierten bei Haftantritt 
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verschuldet sind. Dies kann unter anderem aus der begangenen Tat selbst folgen (z. B. durch 
Anwalts- und Gerichtskosten). Ein Abbau dieser Schulden ist durch den Umstand, dass die 
Inhaftierten keine leistungsadäquate Entlohnung bekommen, oftmals nicht möglich.285 Auch 
findet m. E. kein angemessener Ausgleich in nicht-monetären Entlohnungsformen statt. Hier 
sind jedoch, wie das Beispiel der freien Beschäftigungsverhältnisse zeigt, auch andere Wege 
denkbar. Beispielsweise durch eine angemessene Entlohnung, von der wiederum ein Haft-
kostenbeitrag286 abzuführen ist. Als Orientierung für einen angemessenen Lohn könnten das 
MiLoG oder einschlägige Tarifverträge herangezogen werden.

Ein weiteres Thema, das in der Literatur nahezu durchgängig als Resozialisierungshemm-
nis angesehen wird, ist der Nichteinbezug in die gesetzlichen Sozialversicherungssysteme.287 
Allen voran sei an dieser Stelle der Nichteinbezug in die Rentenversicherung genannt. Durch 
diese Praxis wird den Entlassenen eine fatale Spätfolge der Inhaftierung zugemutet. Dadurch, 
dass die Arbeitszeit, die während der Inhaftierung erbracht wurde, nicht als Anwartschaft auf 
die Rentenversicherung angerechnet werden kann, steigt das Risiko der Altersarmut. Dieses 
Risiko wird noch einmal dadurch erhöht, dass es ehemalige Inhaftierte auf dem regulären 
Arbeitsmarkt ohnehin schwer haben, eine neue Beschäftigung zu finden.288 Auch ist es (unter 
anderem bedingt durch die niedrige Entlohnung) oftmals nicht möglich, eine Anwartschaft 
durch freiwillige Beiträge i. S. d. § 7 SGB VI aufrecht zu erhalten.289

Auch die Freiheit, sich in Gewerkschaften zu organisieren (gem. Art. 9 III GG), wird den 
Inhaftierten bis dato untersagt bzw. werden sie bei der Ausübung dessen erheblich behindert.290 
Durch die Versagung dieses Rechts entstehen zwar keine unmittelbaren negativen Folgen in 
Bezug auf die Resozialisierung der Gefangenen. Dennoch lohnt es sich, an dieser Stelle ge-
nauer hinzuschauen und die positiven Folgen, die eine Anerkennung der Gewerkschaftsfreiheit 
mit sich bringen würde, anzuerkennen. Hier ist besonders zu beachten, dass gewerkschaftliche 
Betätigung ein gesellschaftlich anerkannter Weg ist, persönliche und kollektive Interessen zu 
vertreten. Es wird den Inhaftierten am praktischen Beispiel gezeigt, dass es möglich ist, die 
Umwelt aktiv, ohne die Anwendung krimineller Methoden zu gestalten. Auch wird den Inhaf-
tierten aufgezeigt, dass es möglich ist (aufgezwungene) Freizeit sinnstiftend zu nutzen und es 
nicht notwendig ist, sich einer Plan- und Orientierungslosigkeit hinzugeben.

Nun soll an dieser Stelle noch ein Ausblick bzw. Handlungsvorschlag aufgezeigt werden. 
Im Zentrum dieser Überlegungen steht das freie Beschäftigungsverhältnis. Durch diese Form 
der Arbeit werden nahezu alle in dieser Arbeit identifizierten Probleme, die einer gelungenen 
Resozialisierung im Weg stehen, beseitigt. So sind die Gefangenen vollumfänglich in die Sozi-
alversicherungssysteme intrigiert und erhalten eine mit dem freien Arbeitsmarkt vergleichbare 
Entlohnung in Bezug auf die jeweilige Tätigkeit. Von dieser muss dann ein Haftkostenbeitrag 
abgeführt werden. Auch bietet diese Form der Arbeit den Beschäftigten eine Teilnahme am 
Arbeitsmarkt, wie sie im besten Fall nach einer Entlassung genauso zu erwarten ist. Die Be-
mühungen der Strafvollzuganstalten, das freie Beschäftigungsverhältnis weiter auszubauen, 
sollte arbeitspolitisch im Strafvollzug oberste Priorität haben. Die Vorteile für die Inhaftierten 
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liegen auf der Hand und wurden auch vom BVerfG erkannt.291 Menschen, die an einer solchen 
Maßnahme teilnehmen, werden somit aus dem Status einer bloß verwalteten, zu resozialisie-
renden Arbeitskraft herausgehoben und bekommen die Chance, sich in der freien Gesellschaft 
erneut zu beweisen. Ihre Handlungen und Verhaltensweisen haben direkte Auswirkungen und 
können im schlimmsten Fall dazu führen, dass ihnen der Status als Freigänger aberkannt wird. 
Dies hätte wiederum auch den Verlust der ausgeübten Tätigkeit zur Folge. Dieses Bewusstsein 
könnte wahrscheinlich das stärkste Korrektiv zu eigene Verhaltensweisen darstellen, da es 
eine intrinsische Motivation zugleich fördert als auch voraussetzt. Es ist jedoch anzunehmen, 
dass eine Ausweitung der freien Beschäftigungsverhältnisse bei jetzigen Bedingungen unter 
Beachtung der Existenz von Unternehmerbetrieben (insbesondere die Form des „unechten 
Freigangs“) schwer zu verwirklichen ist. Die Entscheidung der Unternehmen, sich eher für die 
Form der Unternehmerbetriebe zu entscheiden als Gefangenen ein freies Beschäftigungsver-
hältnis anzubieten, ist unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten leicht nachzuvollziehen. 
Die Kosten für Arbeitskraft, die von Gefangenen geleistet wird, ist wesentlich günstiger zu 
beschaffen und darüber hinaus auch noch um einiges flexibler einsetzbar als im Vergleich zu 
den freien Beschäftigungsverhältnissen. Um diesen Umstand Abhilfe zu verschaffen, kann 
es vorteilhaft sein, hier einen Rückschluss aus dem Rechtsverhältnis, das in dem freien Be-
schäftigungsverhältnis herrscht, zu ziehen. Dies ist die Klassifizierung als privatrechtlicher 
Arbeitsvertrag (i. S. d. §§ 611 ff. BGB) und nicht als öffentlich-rechtliches (Zwangs-)Arbeits-
verhältnis. Über diesen privatrechtlichen Vertrag kann den arbeitenden Gefangenen ein Arbeit-
nehmerstatus gem. § 611a BGB zugesprochen werden, da die Klassifizierung als öffentlich-
rechtliches Arbeitsverhältnis ursächlich zu sein scheint, dies den Inhaftierten zu versagen.292 Es 
ist jedoch der Arbeitnehmerstatus, der einen Einbezug in arbeitsrechtliche sowie sozialrechtli-
che Regelungen, welche wiederum vollzugspezifisch angepasst werden müssten, rechtfertigt. 
Dieser Einbezug würde auch dazu beigetragen, dass allen Resozialisierungshemmnissen, die 
in dieser Arbeit angesprochen wurden, in gewisser Weise Abhilfe geschaffen wird.

Hier ist es an der Rechtsprechung, Abstand von einem tradierten Arbeitnehmerbegriff zu 
nehmen, sofern es sich um Arbeit in Strafvollzugsanstalten handelt. Dies scheint gleich aus 
mehreren Gründen gerechtfertigt. So verweist Meinken darauf, dass Inhaftierte ebenso wei-
sungsgebunden ihrer Arbeit nachgehen wie anerkannte Arbeitnehmer auch.293 Auch ist die so-
ziale Schutzbedürftigkeit arbeitender Gefangener ähnlich der Schutzbedürftigkeit arbeitender, 
freier Menschen.294 Auch Galli plädiert dafür (mit Bezug auf die Gewerkschaftsfreiheit), dass 
von einem formal verstandenen Arbeitnehmerbegriff Abstand genommen werden sollte. Es 
sollte anerkannt werden, dass auch arbeitenden Gefangenen Rechte, „die typischerweise von 
Arbeitnehmern geltend gemacht werden“, zustehen.295 Ohnehin ist ein Rückbezug auf Arbeit-
nehmereigenschaften wie Freiwilligkeit und dem Vorliegen eines privatrechtlichen Vertrags 
nicht nachzuvollziehen, da diese nicht im Bewusstsein der Eigenarten von Gefangenenarbeit 
ausgebildet wurden.296 Auch die Bezugnahme auf das Argument, dass Inhaftierte nicht auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt produzieren, kann im Angesicht von Unternehmer- sowie Ei-
genbetrieben nicht überzeugen.297 Im Gegenteil kann durch einen allgemeinen Einbezug der 
arbeitenden Gefangenen in die rechtlich anerkannte Arbeitnehmerschaft gleichzeitig 
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gewährleistet werden, dass die Arbeit als Resozialisierungsmaßnahme effektiver umgesetzt, 
als auch der augenscheinliche Konflikt zwischen den Unternehmerbetrieben und dem freien 
Beschäftigungsverhältnis gehemmt wird. Es wären nicht solch signifikanten Anreize für die 
Unternehmen geschaffen, sich eher für die Form der Unternehmerbetriebe zu entscheiden. 
Auch wären hybride Regelungen denkbar, welche die Folgen, die ein Einbezugs in die Ar-
beitnehmerschaft mit sich bringt, gleichermaßen auf Unternehmen und Strafvollzugsanstalten 
(bzw. ferner den Staat) verteilt. Ein anschauliches Beispiel wäre die Regelung, dass die Sozi-
alversicherungsbeiträge durch die Unternehmen übernommen werden könnten, während aus 
dem Etat der Vollzugsanstalten eine Aufstockung auf ein Mindestlohnniveau vorgenommen 
wird. Hier wären weiterhin Anreize (durch geringe Lohnkosten) für Unternehmen geschaffen, 
sich der Gefangenarbeit zu bedienen, um so Gefangenen überhaupt eine Beschäftigung anbie-
ten zu können. An dieser Stelle ist es die Aufgabe der Wissenschaft und Politik, Regelungen 
zu entwickeln, die dies wirksam umsetzen könnten.

Schlussendlich lässt sich also feststellen, dass eine Anerkennung der Arbeitnehmereigen-
schaft die Arbeit als Resozialisierungsmaßnahme zumindest dahingehend verbessern würde, 
dass diese nicht durch eine Einstufung als öffentlich-rechtliches Arbeitsverhältnis behindert 
wäre. Dies soll jedoch nicht bedeuten, dass mit einer Umsetzung der hier vorgeschlagenen 
Mittel eine erfolgreiche Resozialisierung garantiert ist. Vielmehr werden Stolpersteine auf dem 
Weg zu einer bestmöglichen Resozialisierung beseitigt, die es Gefangenen wie auch Entlasse-
nen erschweren, wieder vollumfänglich am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben.
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